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der Landwirtschaftliche Buchführungsverband ist ein lebendiger 
Organismus. In den mehr als 100 Jahren seines Bestehens ist es ihm 
gelungen, sich stets den sich ändernden äußeren Gegebenheiten anzu-
passen und die Aufgaben der jeweiligen Zeit mit Bravour zu meistern. 
Denken Sie beispielsweise an die Zeit nach der deutschen Wieder-
vereinigung, als die Integration unserer Kanzleien in Mecklenburg- 
Vorpommern und Brandenburg erfolgreich gelang. Oder denken Sie 
an die rasante Entwicklung in der Datenverarbeitung seit den 1980 er-
Jahren, die den Aufbau unserer leistungsstarken IT begründete. Als 
wirtschaftlicher Verein wird der Landwirtschaftliche Buchführungs-
verband bis heute von seinen Mitgliedern getragen. Im Verbund mit 
seinen spezialisierten Tochtergesellschaften, allen voran die SHBB, 
ist der Verband auch für gegenwärtige und zukünftige Herausforde-
rungen bestens gewappnet. Davon sind wir als Geschäftsführung fest 
überzeugt. Welche Chancen wir für unsere Unternehmen im gegen-
wärtigen Strukturwandel und vor dem Hintergrund der anhaltenden 
Digitalisierung sehen und worauf wir uns verstärkt konzentrieren  
wollen, erfahren Sie im ausführlichen Interview in dieser Ausgabe  
von Land und Wirtschaft.

Als Geschäftsführung haben wir den Auftrag, den laufenden  
Geschäftsbetrieb sicherzustellen und den ehrenamtlichen Vorstand bei 
der Erfüllung seiner Aufgaben nach Kräften zu unterstützen. So steht 
es auch in unserer Vereinssatzung. Geleitet wird der Verband aber von 
unseren ehrenamtlich aktiven Mitgliedern. Deswegen möchten wir 
dieses Editorial von Land und Wirtschaft auch nicht allein für uns 

beanspruchen, sondern künftig im Wechsel mit unserem Vorstand 
und unserem Delegiertenausschuss verfassen. Auch damit möchten 
wir zum Ausdruck bringen, was uns stark macht: Unser Verband lebt 
auf allen Ebenen vom Engagement vieler.

Viel Spaß beim Lesen!

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,
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Die ökonomischen Folgen der multiplen 
Krisen belasten die deutsche Wirtschaft 
und die Haushalte. Zugleich stellen die 
Dekarbonisierung der Industrie und der 
demo grafische Wandel die deutsche Wirt-
schaft vor große Herausforderungen. Um 
diesen Herausforderungen begegnen zu 
können, sollen durch die im Folgenden vor-
gestellten Änderungen und Neuregelungen 
auch in steuerlicher Hinsicht die Rahmen-
bedingungen für mehr Wachstum, Investi-
tionen und Innovationen durch das Wachs-
tumschancengesetz verbessert werden. Das 
Gesetz wurde bei Redaktionsschluss noch 
parlamentarisch beraten. Geplant ist die 
Zustimmung des Bundesrates in seiner letz-
ten Sitzung vor dem Jahreswechsel Mitte   
Dezember 2023.

Einkommenssteuer
 Geringwertige Wirtschaftsgüter

Gegenwärtig können Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten für bewegliche, abnutz-
bare und selbstständig nutzbare Wirtschafts-
güter sofort gewinnmindernd berücksich-
tigt werden, wenn der Betrag von 800 € netto 
nicht überschritten wird. Vorgesehen ist eine  
Erhöhung dieses Betrags auf 1.000 €. Die 
Betragsgrenze für die Bildung eines Sam-
melpostens soll von derzeit 1.000 €  netto 
auf 5.000 € netto erhöht und dieser Posten  
zukünftig über drei  Jahre anstatt fünf  Jahre  
aufgelöst werden können. Beide Regelungen 
wären anwendbar für Anschaffungen, die 
nach dem 31.12.2023 getätigt werden.

 Sonderabschreibungen
Derzeit ist eine Sonderabschreibung für ab-
nutzbare bewegliche Wirtschaftsgüter des An-
lagevermögens in Höhe von 20 % für Betriebe 
möglich, die die Gewinngrenze von 200.000 € 
im vorangegangenen Wirtschaftsjahr nicht 
überschritten haben. Es ist beabsichtigt, diese 
Grenze für Anschaffungen von Wirtschaftsgü-
tern nach dem 31.12.2023 auf 50 % zu erhöhen.

 Erweiterter Verlustrücktrag und Verlust-
vortrag
Es ist vorgesehen, den bisher möglichen Ver-
lustrücktrag von zwei Jahren auf drei Jahre  
auszudehnen. Die bisher coronabedingt 
befristeten Betragsgrenzen in Höhe von 
zehn Mio. € bei Einzel- bzw. 20 Mio. € bei 
Zusammenveranlagung sollen zusätzlich 
dauerhaft gelten. Die Regelungen gelten auch 
für die Gewerbe- und Körperschaftssteuer. 
Ein erweiterter Verlustvortrag ist befristet 
für die Jahre 2024 bis 2027 geplant.

 Überlassung von Elektrofahrzeugen
Werden betriebliche Elektrofahrzeuge durch 
den Unternehmer oder die Arbeitnehmer auch 
privat genutzt, ist als Bemessungsgrundlage für 
den Privatanteil ein Viertel der sogenannten  
1 %-Regelung oder der nachgewiesenen Auf-
wendungen laut Fahrtenbuch zu besteuern. 
Voraussetzung ist bisher, dass der Bruttolisten-
preis des Fahrzeugs maximal 60.000 € beträgt. 
Dieser Wert soll auf 80.000 € angehoben wer-
den. Die Neuregelung soll erstmals für Kraft-
fahrzeuge anzuwenden sein, die nach dem 
31.12.2023 angeschafft werden.

 Erhöhung von Pauschalen
Es ist vorgesehen, die Verpflegungspauschalen 
ab dem Veranlagungszeitraum 2024 zu erhö-
hen. Bei einer 24-stündigen Abwesenheit des 
Steuerpflichtigen von seiner Wohnung oder ers-
ten Tätigkeitsstätte steigt die Pauschale von 28 € 
auf 30 € je Tag, für An- und Abreisetage steigt 
die Pauschale von 14 € auf 15 € und für Abwe-
senheiten ohne Übernachtung von mehr als 
8 Stunden von 14 € auf 15 €. Das gilt gleicherma-
ßen für Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer. 

Überschreitet der Wert für Geschenke an 
Personen, die nicht Arbeitnehmer des Steuer-
pflichtigen sind, 35 € je Wirtschaftsjahr, schei-
det der Betriebsausgabenabzug aus. Geplant 
ist, die bisher gültige Betragsgrenze von 35 € 
erstmals für Wirtschaftsjahre mit Beginn 
nach dem 31.12.2023 auf 50 € zu erhöhen.

Bei Zuwendungen des Arbeitgebers an sei-
nen Arbeitnehmer gilt bisher ein Freibetrag in 
Höhe von 110 € je Betriebsveranstaltung und 
teilnehmendem Arbeitnehmer. Erstmals ab 
dem Veranlagungszeitraum 2024 bzw. dem 
Lohnsteuerabzug 2024 soll dieser Freibetrag 
auf 150 € steigen.

 Degressive Abschreibung
Es ist geplant, die degressive Absetzung 
für Abnutzung (AfA) für Wirtschaftsgüter,  
die im Zeitraum vom 01.10.2023 bis zum 
01.01.2025 angeschafft oder hergestellt werden, 
wieder einzuführen.

 Degressive Abschreibung für Wohngebäude
Für Gebäude, die Wohnzwecken dienen und 
mit deren Herstellung nach dem 30.09.2023 

w

Steuerart Fällig-
keit

Ende Schonfrist 
bei Überweisung

Einkommenst., SolZ, KiSt 
Körperschaftst., SolZ

11.03. 14.03.

Umsatzsteuer

10.01. 15.01.

12.02. 15.02.

11.03. 14.03.

Lohnsteuer, SolZ, KiSt

10.01. 15.01.

12.02. 15.02.

11.03. 14.03.

Gewerbesteuer 15.02. 19.02.

Grundsteuer 15.02. 15.05.

Steuertermine Januar bis März 2024

Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung 
erst drei Tage nach Eingang des Schecks als erfolgt gilt.

Veranlagungszeitraum

2020 2021 2022 2023 2024

Für 
steuerlich 
Beratene

ohne Einkünfte  
aus Land- und 
Forstwirtschaft

31.08.22 31.08.23 31.07.24 31.05.25 30.04.26

mit Einkünften  
aus Land- und 
Forstwirtschaft

31.01.23 31.01.24 31.12.24 31.10.25 30.09.26

Für 
steuerlich 
nicht 
Beratene

ohne Einkünfte  
aus Land- und 
Forstwirtschaft

31.10.21 31.10.22 30.09.23 31.08.24 31.07.25

mit Einkünften  
aus Land- und 
Forstwirtschaft

30.04.22 30.04.23 31.03.24 28.02.25 31.01.26

Abgabefristen für die Einkommensteuererklärungen

Fällt in den oben genannten Fällen das Ende einer Frist auf einen Sonntag, einen gesetzlichen Feiertag 
oder einen Sonnabend, so endet die Frist mit dem Ablauf des nächstfolgenden Werktags.

Wachstumschancengesetz
Gesetzgeber erhofft sich durch steuerliche Neuregelungen Impulse für die Wirtschaft
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und vor dem 01.10.2029 begonnen wird  
beziehungsweise wurde oder für die der obli-
gatorische Kaufvertrag im gleichen Zeitraum 
rechtswirksam abgeschlossen wurde, soll  
eine degressive AfA in Höhe von sechs Prozent  
ermöglicht werden. Diese kann auch im 
Fall der Anschaffung beansprucht werden, 
jedoch nur, wenn diese bis zum Ende des 
Jahres der Fertigstellung des Wohngebäu-
des erfolgt. 

 Freigrenze für Einnahmen aus Vermietung 
und Verpachtung
Es ist vorgesehen, ab dem Veranlagungszeit-
raum 2024 eine Freigrenze für Einnahmen 
aus Vermietung und Verpachtung in Höhe 
von 1.000 € einzuführen. Wird die Freigrenze  
überschritten, sind die Einnahmen aus  
Vermietung und Verpachtung vom Steuer-
pf lichtigen vollumfänglich zu erklären.  
Werbungskosten sind abziehbar. Auf Antrag 
wäre ein Verlustabzug aber auch weiterhin 
möglich, wenn die Ausgaben die Einnah-
men übersteigen. 

Investitionsprämie
Es ist beabsichtigt, durch das Gesetz zur 
steuer lichen Förderung von Investitionen in 
den Klimaschutz (Klimaschutz-Investitions-
prämiengesetz) eine neue steuerliche Investi-
tionsförderung mit Rechtsanspruch für alle 
beschränkt und unbeschränkt steuerpflich-
tigen Unternehmen unabhängig von ihrer  
Größe, ihrer Rechtsform und ihrer wirtschaft-
lichen Betätigung einzurichten. Wichtiger 
Hinweis: Da es sich hierbei um eine staatliche 
Beihilfe handelt, sind beihilferechtliche An-
forderungen zu beachten. Aus diesem Grund 
sind zum Beispiel folgende Sachverhalte  
beziehungsweise Fälle nicht begünstigt: ein 
Unternehmen in wirtschaftlichen Schwierig-
keiten, der Fischerei- und Aquakultursektor,  
der Sektor der landwirtschaftlichen Primär-
produktion sowie Investitionen zur Erzeu-
gung von Kernenergie, Kraft-Wärme-Kopp-
lung sowie Fernwärme oder -kälte. Förderfähig 
wären nur neue, abnutzbare und bewegliche 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die 
in einem Energie- oder Umweltmanagement-
system oder in einem zwingend durchzufüh-
renden Energieaudit enthalten sind. Die In-
vestitionsprämie soll 15 % der förderfähigen 
Aufwendungen betragen und auf sechs Jahre  
bis 2030 befristet sein.

Abgabenordnung
 Buchführungspflicht

Bisher müssen gewerbliche Unternehmer 
sowie Land- und Forstwirte eine Bilanz 
aufstellen, wenn sie für den einzelnen Be-
trieb einen Gesamtumsatz von mehr als  
600.000 € im Kalenderjahr oder einen Ge-
winn von mehr als 60.000 € im Wirtschafts-
jahr erzielen. Es ist beabsichtigt, diese 
Grenzen für Wirtschaftsjahre mit Beginn 
nach dem 31.12.2023 auf 800.000 € für 
den Gesamtumsatz und 80.000 € für den  
Gewinn zu erhöhen.

 Anzeigepflicht für innerstaatliche Steuer-
gestaltungen
Zukünftig soll eine neue Meldepflicht für  
innerstaatliche Steuergestaltungen eingeführt 
werden, die sich – so weit wie möglich – an 
der bereits existierenden Mitteilungspflicht 
für grenzüberschreitende Steuergestaltungen 
orientiert. Dafür werden umfangreiche neue 
Regelungen in das Gesetz aufgenommen, die 
definieren, in welchen Fällen eine innerstaat-
liche Steuergestaltung vorliegt, wer Nutzer  
einer solchen Gestaltung ist und wann eine  
Verpflichtung zur Mitteilung besteht. Der 
Zeitpunkt für die erstmalige Anwendung die-
ser neuen Regelungen soll durch das Bundes-
finanzministerium bekannt gegeben werden. 
Es ist geplant, zwischen der Bekanntgabe und 
der erstmaligen Anwendung jedoch min-
destens ein Jahr vergehen zu lassen, um den  
Beteiligten die notwendigen Vorbereitungen 
zu ermöglichen. 

Die Einführung dieser Anzeigepf licht 
wird von Verbänden und Steuerberatern  
äußerst kritisch gesehen, da schon für die 
Mitteilungspflicht für grenzüberschreitende 
Gestaltungen außer jeder Menge Bürokra-
tie kein positives Ergebnis zu verzeichnen ist. 

Umsatzsteuer
 Umsatzsteuervoranmeldung

Unternehmer, die im vorangegangenen  
Kalenderjahr nicht mehr als 1.000 € Umsatz-
steuer an das Finanzamt abführen mussten, 
können bisher von der Verpflichtung zur 
Abgabe von Voranmeldungen befreit wer-
den. Zur Entlastung der Steuerpflichtigen 
von bürokratischen Anforderungen ist die 
Anhebung dieser Betragsgrenze ab dem Be-
steuerungszeitraum 2024 auf 2.000 € geplant.

 Verwendung von elektronischen Rech-
nungen
Im Vorgriff auf die noch einzuführende Ver-
pflichtung zur transaktionsbezogenen Mel-
dung von Umsätzen im B2B-Bereich durch 
Unternehmer an ein bundeseinheitliches elek-
tronisches Verwaltungssystem soll die elektro-
nische Rechnung (eRechnung) eingeführt wer-
den. Ausführlich berichtet Land und Wirtschaft 
in dieser Ausgabe über das Thema auf Seite 12.

 Ist-Besteuerung
Es ist geplant, die Betragsgrenze für die Berech-
nung der Umsatzsteuer nach vereinnahmten 
Entgelten ab dem Beteuerungszeitraum 2024 
von 600.000 € auf 800.000 € anzuheben.

 Pauschalbesteuerung für Land- und  
Forstwirte
Der Durchschnittssteuersatz und die Vor-
steuerpauschale für Land- und Forstwirte soll 
ab dem Besteuerungszeitraum 2024 erneut  
sinken, von derzeit 9 % auf 8,4 %. 

Personengesellschaftsrechts­
modernisierungsgesetz (MoPeG)
Zum 1. Januar 2024 wird das MoPeG in Kraft 
treten. Ziel der Reform ist es, die rechtlichen 
Regelungen für Personengesellschaften an 
ein modernes Wirtschaftsleben anzupassen. 
Land und Wirtschaft hatte in Ausgabe 1/2023 
berichtet. Der Kern der Reform liegt in der 
Überarbeitung der gesetzlichen Regelungen  
für die Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR). Zum einen wird erstmals die Rechts-
fähigkeit der GbR gesetzlich geregelt, zum  
anderen ist geplant, für die rechtsfähige GbR 
ein Gesellschaftsregister einzuführen.

Das MoPeG wird auch Auswirkungen auf 
das Steuerrecht haben. Das Wachstumschan-
cengesetz sieht hier entsprechende Anpas-
sungen an die mit dem MoPeG eintretenden 
Rechtsänderungen vor. Geplant ist, dass diese 
am 01.01.2024 in Kraft treten sollen. Für die 
Einkommen- und Erbschaftsteuer würden 
sich nach jetzigem Stand im Wesentlichen  
keine Änderungen ergeben. 

Die Steuervergünstigungen für Personen-
gesellschaften in der Grunderwerbsteuer fin-
den in ihrer jetzigen Ausgestaltung ab dem 
01.01.2024 nach derzeitigem Stand keine An-
wendung. Ob und inwieweit der Gesetzgeber 
für Gesellschaften zukünftig Steuervergüns-
tigungen vorsieht, ist derzeit nicht geklärt. 
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Was zum Jahreswechsel zu beachten ist
Gut vorbereitet in das Jahr 2024 starten
Welche steuerlichen Gestaltungen können 
vor dem Jahreswechsel 2023/2024 noch aus-
genutzt werden? An welchen Stellen sind noch 
Feinjustierungen für mögliche Steueropti-
mierungen möglich oder nötig? Dazu finden 
Sie im Folgenden eine Auswahl an Hinweisen. 
Bitte beachten Sie, dass diese Informationen 
weder einen Anspruch auf Vollständigkeit 
erheben noch eine individuelle steuerliche 
Beratung ersetzen können. Wenn im Folgen-
den das Ende eines Wirtschaftsjahres genannt 
wird, ist damit nicht zwingend der Silvester-
tag gemeint. Ein Wirtschaftsjahr kann mit 
dem Kalenderjahr übereinstimmen oder  
davon abweichen, beispielsweise vom 1. Juli 
bis zum 30. Juni. Ihre Kanzlei von der SHBB 
und dem Landwirtschaftlichen Buchfüh-
rungsverband steht Ihnen mit persönlichem 
Rat zur Seite, damit Sie steuerlich optimal 
vorbereitet in das Jahr 2024 starten können.

Für alle Unternehmer
 Investitionsabzugsbetrag

Planen Sie in den nächsten drei Jahren eine 
Investition in bewegliche Wirtschaftsgüter? 
Ein Investitionsabzugsbetrag in Höhe von 
50 % der voraussichtlichen Anschaffungs-
kosten, maximal bis zu 200.000 €, kann 
Ihren steuerlichen Gewinn in 2023 bezie-
hungsweise 2023/24 verringern.

Für Investitionsabzugsbeträge aus Wirt-
schaftsjahren, die im Kalenderjahr  2017 
endeten, gilt eine verlängerte Investitions-
frist bis zum Ablauf des sechsten auf das 
Wirtschaftsjahr des Abzugs folgenden Wirt-
schaftsjahres. Für Investitionsabzugsbeträge 
aus Wirtschaftsjahren, die in den Kalender-

jahren 2018 und 2019 endeten, wurden die 
Investitionsfristen entsprechend bis zum 
Ablauf des fünften bzw. des vierten auf das 
Wirtschaftsjahr des Abzugs folgenden Wirt-
schaftsjahres verlängert. Darüber hinaus 
werden keine Verlängerungen gewährt. 
Nach Ablauf der Investitionsfrist droht eine 
Zwangsauflösung nebst einer Verzinsung der 
abgezogenen Beträge.

Im Regelfall sind Investitionen im Zu-
sammenhang mit bereits gebildeten Investi-
tionsabzugsbeträgen aus den Jahren 2017 bis 
2020 also nur noch bis zum Ablauf des im 
Kalenderjahr 2023 endenden Wirtschafts-
jahres möglich.

 Sonderabschreibungen
Schaffen Sie im aktuellen Wirtschaftsjahr 
noch bewegliche Wirtschaftsgüter an, kön-
nen Sie Sonderabschreibungen bis zu 20 % 
der Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
in Anspruch nehmen. Voraussetzung ist 
wie beim Investitionsabzugsbetrag, dass die 
Gewinngrenze nicht überschritten wird. Die 
Gesamthöhe der Sonderabschreibungen ist 
nicht begrenzt. Ab dem Jahr 2024 soll die 
Sonderabschreibung auf 50 % angehoben 
werden, um eine schnellere Refinanzierung 
zu ermöglichen. 

 Geringwertige Wirtschaftsgüter, Hard-
ware und Software
Der Kauf von Werkzeugen, Kleinmaschi-
nen oder auch Büroausstattung nach dem 
Jahres wechsel kann bei der Steueroptimie-
rung helfen. Derzeit ist es möglich, die An-
schaffungs- oder Herstellungskosten ab-
nutzbarer, beweglicher und selbstständig 

nutzbarer Wirtschaftsgüter von nicht mehr 
als 800 € netto in voller Höhe als Betriebsaus-
gaben im Jahr der Anschaffung abzuziehen. 
Dieser Wert soll ab dem Jahr 2024 auf 1.000 € 
steigen. Für abnutzbare, bewegliche und 
selbstständig nutzbare Wirtschaftsgüter zwi-
schen 250 € und 1.000 € Anschaffungs- oder 
Herstellungskosten kann auch ein sogenann-
ter Sammelposten gebildet werden. Dieser ist 
über fünf Jahre aufzulösen. Ab dem Jahr 2024 
soll eine Anhebung der Betragsgrenze von 
1.000 € auf 5.000 € erfolgen und die Auflö-
sungsdauer von fünf auf drei Jahre verringert 
werden. Das Wahlrecht, einen Sammelposten 
zu wählen, müssen Sie innerhalb eines Wirt-
schaftsjahres einheitlich ausüben.

Eine Besonderheit besteht für Hard- und 
Software, für die ab  2021 die steuerliche 
Abschreibungsdauer pauschal auf ein Jahr 
herabgesetzt wurde. Dies gilt auch für ent-
sprechende Wirtschaftsgüter, die in frühe-
ren Wirtschaftsjahren angeschafft oder her-
gestellt wurden und bei denen bisher eine 
andere als die einjährige Nutzungsdauer 
zugrunde gelegt wurde. Für Wirtschaftsgü-
ter des Privatvermögens, die zum Erzielen 
von Einkünften verwendet werden, gilt dies 
entsprechend.

 Reparaturen
Reparaturen von Betriebsgebäuden, Betriebs-
vorrichtungen, Maschinen oder der Betriebs- 
 und Geschäftsausstattung führen zu gewinn-
mindernden Erhaltungsaufwendungen. Bei 
einer Gewinnermittlung durch Einnah-
menüberschussrechnung ist das Datum der 
Bezahlung maßgebend. Für bilanzierende 
Unternehmen kommt es dagegen für die 

st
oc

k.
ad

ob
e.

co
m

_A
le

xa
nd

er
 L

im
ba

ch



6

zeitliche Zuordnung darauf an, in welchem 
Wirtschaftsjahr die Reparaturen durch-
geführt werden. Bilanzierende Betriebe kön-
nen zudem Rückstellungen für unterlassene 
Instandhaltungen gewinnmindernd berück-
sichtigen. Solche Rückstellungen dürfen aller-
dings nur gebildet werden, wenn die Arbei-
ten innerhalb des ersten Quartals des neuen 
Wirtschaftsjahres ausgeführt werden und 
es sich nicht um turnusmäßige Erhaltungs-
arbeiten handelt.

 Inflationsprämie
Arbeitgeber können ihren Beschäftigten 
zum Ausgleich der hohen Inflation bis zum 
31.12.2024 steuer- und sozialversicherungs-
frei einen Betrag oder Zahlungen in Teil-
beträgen bis zu einer Höhe von insgesamt 
3.000 € zukommen lassen. Voraussetzung 
für die Steuer- und Sozialabgabenfreiheit ist 
unter anderem, dass diese Vergütungen zu-
sätzlich zum ohnehin geschuldeten Arbeits-
lohn erfolgen. Die Steuerbefreiung ist damit 
für Zahlungen im Rahmen eines Gehalts-
verzichts oder einer Gehaltsumwandlung  
ausgeschlossen.

 Arbeitgeberfinanzierte Altersversorgung
Die betriebliche Altersversorgung wird steu-
erlich gefördert und kann ein interessanter 
Vergütungsbestandteil für Mitarbeiter sein. 
Sie kann grundsätzlich allen Mitarbeitern 
gewährt oder aber auf bestimmte Gruppen 
beschränkt werden. Für die betriebliche 
Altersversorgung kommen verschiedene 
Durchführungswege in Betracht. Weit ver-
breitet ist zum Beispiel die Direktversiche-
rung. Zu beachten ist dabei, dass Prämien 
für eine Direktversicherung lediglich bis 
zur Höhe von maximal acht  Prozent der 
Beitrags bemessungsgrenze in der allgemei-
nen Renten versicherung für die Mitarbeiter 
steuerfrei sind. Auch bei einer Beschäftigung 
in den östlichen Bundesländern ist die Bei-
tragsbemessungsgrenze West maßgeblich, 
sodass für das Jahr  2023 maximal 7.008 € 
steuerfrei gewährt werden können.

Hinsichtlich der Sozialversicherung ist zu 
beachten, dass der sozialversicherungsfreie 
Höchstbetrag lediglich vier Prozent der Bei-
tragsbemessungsgrenze in der allgemeinen 
Rentenversicherung beträgt. Dementspre-
chend kann für das Jahr 2023 ein Betrag 
von 3.504 € auch sozialversicherungsfrei  
gewährt werden. Der diesen Wert bis zu  

einem Maximalbetrag von 7.008 € über-
steigende Betrag ist zwar steuer-, aber in der 
Regel nicht sozialversicherungsfrei.

Für bilanzierende Unternehmer
 Inventur

Voraussetzung für eine ordnungsgemäße 
Buchführung sind Bestandsaufnahmen am 
Ende eines jeden Wirtschaftsjahres in Form 
der Inventur. Das gilt für sämtliche Vermö-
gensgegenstände, selbst wenn diese bereits 
in voller Höhe abgeschrieben sind. Die Be-
standsaufnahme ist zu dokumentieren und 
aufzubewahren.

 Bewertung des Vorratsvermögens
Im Rahmen der Inventur sollten Sie die 
Bewertung Ihrer Waren, Roh-, Hilfs- und 
Betriebsstoffe, fertigen und unfertigen Er-
zeugnisse und Leistungen sowie eventuell ge-
leisteter Anzahlungen überprüfen. „Ladenhü-
ter“ sind unter Umständen gewinnmindernd 
auf den niedrigeren Teilwert abzuschreiben. 
Bitte beachten Sie: Eine wesentliche Vor-
aussetzung für die steuerliche Bewertung 
unterhalb der Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten ist, dass eine voraussichtlich 
dauernde Wertminderung vorliegt. Eine nur 
vorübergehende Wertminderung reicht nicht 
aus. Wird in folgenden Wirtschaftsjahren 
der niedrigere Teilwert nicht nachgewiesen, 
so muss eine Wertaufholung vorgenommen 
werden. Damit der Fiskus die Abwertung der 
Vorräte auch akzeptiert, empfiehlt es sich,  
geeignete Informationen über Preisentwick-
lungen zu dokumentieren.

 Forderungsmanagement
Spätestens vor dem Jahreswechsel sollten 
alle säumigen Kunden auf ihre Zahlungs-
verpflichtungen hingewiesen werden. Um zu 
vermeiden, dass Kunden die Einrede der Ver-
jährung geltend machen können, sind hierbei 
die zivilrechtlichen Verjährungsfristen zu be-
achten. Auch aus steuerlichen Gründen ist ein 
effektives Forderungsmanagement wichtig, 
um dem Finanzamt bei einer eventuell gebo-
tenen Pauschal- oder Einzelwertberichtigung 
von Forderungen entsprechende Nachweise 
vorlegen zu können.

 Thesaurierungsbegünstigung
Einzelunternehmer und Gesellschafter von 
Personengesellschaften können nicht ent-

nommene Gewinne auf besonderen Antrag 
mit 28,25 % versteuern. Die Thesaurierungs-
besteuerung ist allerdings im Regelfall wirt-
schaftlich nur dann sinnvoll, wenn über meh-
rere Jahre sehr hohe Gewinne erzielt werden 
und die liquiden Mittel nicht für die private 
Lebensführung entnommen werden müssen. 
Kommt es nämlich zu einer späteren Ent-
nahme der zunächst begünstigt besteuerten 
Gewinne, wird eine zusätzliche „Strafsteuer“ 
von 25 % fällig. Wer von der Thesaurierungs-
besteuerung Gebrauch machen möchte, sollte 
bis zum Ende des Jahres 2023 daher gegebe-
nenfalls möglichst viele verfügbare liquide 
Mittel aus dem Betriebsvermögen entnehmen.

Für GmbH­Gesellschafter­ 
Geschäftsführer
Soll im nächsten Wirtschaftsjahr ein höhe-
res Gehalt oder eine Sonderzahlung gezahlt 
werden, ist hierfür vorher ein Gesellschafter-
beschluss notwendig, damit die höheren Ver-
gütungen vom Finanzamt anerkannt werden.

Für Land­ und Forstwirte
 Umsatzbesteuerung

Für land- und forstwirtschaftliche Betriebe 
gilt eine umsatzsteuerliche Durchschnitts-
besteuerung, auch Pauschalierung genannt. 
Voraussetzung hierfür ist, dass im gesamten 
umsatzsteuer lichen Unternehmen, zu dem 
der betreffende land- und forstwirtschaftliche 
Betrieb gehört, im Vorjahr maximal 600.000 € 
Gesamtumsatz erzielt wurde. Die Unternehmer 
führen in diesem Fall die für ihren land- und 
forstwirtschaftlichen Betrieb eingenommene 
Umsatzsteuer von derzeit 9 % auf landwirt-
schaftliche und 5,5 % auf forstwirtschaftli-
che Produkte nicht an das Finanzamt ab. Sie  
bekommen aber auch die auf Vorleistungen, 
Investitionen und andere Ausgaben gezahlte 
Umsatzsteuer nicht als Vorsteuer erstattet.

Bei größeren Investitionen, in Wachstums-
phasen, Verlustsituationen oder anderen, 
speziellen Verhältnissen kann es für die Be-
triebe jedoch sinnvoll sein, auf Antrag zur Regel-
besteuerung zu wechseln, um die Vorsteuer ab-
ziehen zu können. Ein solcher Antrag ist immer 
nur für ganze Kalenderjahre möglich und muss 
spätestens bis zum 10. Tag des Kalenderjahres 
für das vorangegangene Jahr gestellt werden. 
Ein Optionsantrag mit Wirkung ab dem Jahr 
2023 muss also spätestens bis zum 10. Januar  
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2024 rechtswirksam gestellt werden. Der Op-
tionsantrag bindet das Unternehmen für min-
destens fünf Jahre an die Regelbesteuerung.

Im Hinblick auf die aktuellen Preis- und 
Kostenentwicklungen rückt die Überlegung 
einer umsatzsteuerlichen Option zur Regel-
besteuerung weiterhin verstärkt in den Fo-
kus. Aufgrund des eingeschränkten Anwen-
dungsbereiches der Pauschalierung durch die 
ab 2022 neu eingeführte Umsatzgrenze von 
600.000 € und des ab 2024 möglicherweise 
erneut sinkenden Pauschalsteuersatzes auf 
8,4 % sollte die Möglichkeit einer rückwir-
kenden Option mit Wirkung bereits für 2023 
rechtzeitig und sorgfältig geplant werden. 

Für Einnahmenüberschuss­
rechner

 Zeitliche Verschiebung von Zahlungen
Bei der Einnahmenüberschussrechnung wird 
der Gewinn anhand des Zu- und Abflus-
ses von Betriebseinnahmen und -ausgaben  
ermittelt. Wird für 2023 ein hoher Gewinn 
erwartet, kann es sich lohnen, bis zum Jahres-
wechsel noch Betriebsausgaben vorzuziehen, 
um dadurch die Steuerlast 2023 zu mindern. 
Eigene Lieferungen und Leistungen können 
auch später in Rechnung gestellt oder es kann 
ein längeres Zahlungsziel vereinbart werden, 
um so Betriebseinnahmen in das Jahr 2024 
zu verschieben.

Für regelmäßige Zahlungen gilt folgende 
Sonderregelung: Regelmäßig wiederkehrende  
Zahlungen innerhalb von zehn Tagen vor 
oder nach dem Jahreswechsel mindern den 
Gewinn des Jahres, zu dem sie wirtschaftlich 
gehören. Dies betrifft zum Beispiel Mietzah-
lungen, Versicherungsleistungen und Um-
satzsteuerzahlungen. Werden Rechnungen 
mittels Kreditkarte beglichen, so gehören 
noch sämtliche Ausgaben in das Jahr 2023, 
für die der Belastungsbeleg bis zum 31. De-
zember unterschrieben wurde. 

Für Vermieter
 Verbilligte Vermietung

Wird an Angehörige oder Fremde eine Woh-
nung oder ein Haus verbilligt vermietet, 
können Werbungskosten auch dann noch im 
vollen Umfang abgezogen werden, wenn die 
Miete nicht weniger als 50 % (bis 2020 66 %) 
der ortsüblichen Miete beträgt. Beträgt die 
tatsächliche Miete zwischen 50 % und 66 % der 

ortsüblichen Miete, ist eine Totalüberschuss-
Prognose vorzunehmen. Liegt die Miete unter 
50 %, dürfen Werbungskosten nur anteilig im 
Verhältnis von tatsächlicher zu ortsüblicher 
Miete berücksichtigt werden. Prüfen Sie gege-
benenfalls, ob die tatsächliche Miete aufgrund 
der allgemeinen Mietentwicklung entspre-
chend der ortsüblichen Mieten anzupassen ist.

Für alle Steuerpflichtigen
 Altersvorsorge

Überprüfen Sie, ob es wirtschaftlich zweck-
mäßig ist, Ihre Beiträge für Altersvorsorge-
aufwendungen im Jahr  2023 noch zu er-
höhen. Für 2023 können Ledige maximal 
26.528 € und Verheiratete 53.056 € steuer-
wirksam aufwenden. Bei Arbeitnehmern 
verringern sich die Höchstgrenzen um die 
steuerfreien Arbeitgeberanteile.

 Handwerkerarbeiten und haushaltsnahe 
Dienstleistungen
Der Fiskus beteiligt sich an Reparaturarbeiten, 
die im selbst genutzten Haus oder in der selbst 
genutzten Wohnung ausgeführt werden. Ob 
Sie zur Miete wohnen, im eigenen Haus oder 
in einer eigenen Wohnung, ist unerheblich. 
Sie können auf Antrag 20 % der Lohnaufwen-
dungen, höchstens jedoch 1.200 € pro  Jahr 
von der Steuer abziehen. Als haushaltsnahe 
Dienstleistungen können Aufwendungen 
für Haushaltshilfen oder hauswirtschaftliche 
Arbeiten im oder rund um das selbst genutzte 
Haus oder die selbst genutzte Wohnung an-
teilig von der Steuer abgesetzt werden. Auch 
bei Aufnahme eines Au-Pairs in Ihrer Familie 
beteiligt sich der Fiskus an den Kosten: Den 
auf die Kindererziehung entfallenden An-
teil können Sie als Kinderbetreuungskosten 
und die auf leichte Hausarbeiten anteilig ent-
fallenden Aufwendungen als haushaltsnahe 
Dienstleistungen berücksichtigen. Sie können 

auf Antrag 20 % der Lohnaufwendungen oder 
Ausgaben für hauswirtschaftliche Dienst-
leistungen, höchstens jedoch 4.000 € pro Jahr 
von der Steuer abziehen.

Wer die Höchstbeträge für steuerlich berück-
sichtigungsfähige Handwerkerarbeiten oder 
haushaltsnahe Dienstleistungen in diesem Jahr 
bereits ausgeschöpft hat, verschiebt unter Um-
ständen die Arbeiten oder die Bezahlung ins 
nächste Jahr. Beachten Sie, dass zwingend eine 
Rechnung vorliegen und per Überweisung 
gezahlt werden muss. Barzahlungen werden 
vom Finanzamt nicht anerkannt.

 Spenden
Besonders in der Zeit zum Jahresende steigt 
die allgemeine Spendenbereitschaft. Möch-
ten Sie Ihr Einkommen des Jahres  2023 
durch Spendenzahlungen mindern, muss 
die Zahlung noch rechtzeitig in diesem Jahr 
ausgeführt werden. Bedenken Sie die vielen 
Feiertage zum Jahresende und die dadurch 
reduzierten Bankarbeitstage.

 Freistellungsaufträge für Kapitaleinkünfte
Um eine Besteuerung Ihrer Kapitaleinkünf-
te zu vermeiden, überprüfen Sie, ob Sie Ihren 
Kreditinstituten Freistellungsaufträge in zu-
treffender Höhe erteilt haben. Sie können bei 
Einzelveranlagung pro Jahr derzeit 1.000 € 
freistellen, für Verheiratete verdoppelt sich 
dieser Betrag auf 2.000 €. Den maximalen 
Freistellungsauftrag können Sie auf verschie-
dene Kreditinstitute aufteilen. Freistellungs-
aufträge müssen nicht mehr im laufenden 
Jahr gestellt werden. Sie können dies bis zum 
31. Januar des Folgejahres nachholen und bis 
dahin auch noch bereits erteilte Freistellungs-
aufträge für das vergangene Jahr ändern. Die 
Finanzverwaltung hat es den Banken und 
Sparkassen jedoch freigestellt, an dieser Rege-
lung teilzunehmen. Informieren Sie sich da-
her vorsorglich bei Ihrem Kreditinstitut. 
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Jedes Jahr werden die Beitragsbemessungs-
grenzen in der gesetzlichen Renten- und 
Krankenversicherung an die Einkommens-
entwicklung angepasst. Die Beitragsbemes-
sungsgrenzen geben an, bis zu welchem 
Betrag Arbeitsentgelte sozialversicherungs-
pflichtig sind. Übersteigt der Bruttolohn die 
Bemessungsgrenze, werden die Beiträge zur 
Sozialversicherung nur bis zur Höhe des  
jeweiligen Grenzwertes erhoben, und der 
übersteigende Teil ist sozialversicherungsfrei. 

Die bundeseinheitlich für die Kranken- 
und Pflegeversicherung geltende Beitragsbe-
messungsgrenze erhöht sich gegenüber dem 
Vorjahr auf 5.175 Euro pro Monat. Hiervon 
zu unterscheiden ist die Versicherungspflicht-
grenze für die Kranken- und Pflegeversiche-
rung. Diese gibt an, bis zu welchem monat-
lichen Einkommen eine Versicherungspflicht 

in der gesetzlichen Krankenversicherung  
besteht. Verdient ein Arbeitnehmer mehr als 
diesen Grenzwert, kann er freiwillig in der 

gesetzlichen Krankenversicherung versichert 
bleiben oder zu einer privaten Krankenversi-
cherung wechseln. 

Alle Jahre wieder…
Anpassung der Beitragsbemessungsgrenzen in der Sozialversicherung

Grenzwerte in der Sozialversicherung
2023 2024

West Ost West Ost

Beitragsbemessungsgrenze allgemeine Rentenversicherung 7.300 7.100 7.550 7.450

Beitragsbemessungsgrenze Knappschaftliche Rentenversicherung 8.950 8.700 9.300 9.200

Beitragsbemessungsgrenze Arbeitslosenversicherung 7.300 7.100 7.550 7.450

Versicherungspflichtgrenze Kranken- und Pflegeversicherung * 5.550 5.775

Beitragsbemessungsgrenze Kranken- und Pflegeversicherung 4.987,50 5.175

Verdienstgrenze für geringfügig Beschäftigte 

(Minijobs) / Geringfügigkeitsgrenze
520 538

Geringverdienergrenze Auszubildende (Arbeitgeber trägt die  

Beiträge allein)
325 325

Gesamteinkommensgrenze für Familienversicherung Krankenkasse 485 505

Bezugsgröße Sozialversicherung 3.395 3.290 3.535 3.465

* Für Arbeitnehmer, die bereits am 31. Dezember 2002 aufgrund der zu diesem Zeitpunkt geltenden Regelungen wegen  

Überschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze nicht gesetzlich krankenversicherungspflichtig, d. h. versicherungsfrei waren,  

beträgt die monatliche Versicherungspflichtgrenze 2023 5.175 Euro. 

Der gesetzliche Mindestlohn soll von aktuell 
12 € pro Stunde im Jahr 2024 auf 12,41 € und 
ein Jahr später auf 12,82 € angehoben werden. 
Dies hat die Mindestlohn-Kommission aus 
Vertretern von Arbeitgebern und Gewerk-
schaften vorgeschlagen (Land und Wirtschaft 
berichtete in Ausgabe 2/2023). Die Bundes-
regierung muss den Vorschlag noch per 
Rechtsverordnung in Kraft setzen. Arbeit-
geber müssen die neuen Mindestlohnhöhen 
in allen Branchen berücksichtigen, wenn das 
Mindestlohngesetz ohne Ausnahme anzu-
wenden ist. Allerdings haben Arbeitgeber zu 

prüfen, ob es für ihre Branche Tarifverträge  
mit Löhnen gibt, die höher sind als der  
gesetzliche Mindestlohn.

Stimmt die Bundesregierung dem An-
passungsvorschlag zu, wird sich in den Jah-
ren 2024 und 2025 die Verdienstgrenze für 
ein geringfügiges Beschäftigungsverhältnis 
aufgrund der dynamischen Ausgestaltung 
erhöhen. Nach der im Sozialgesetzbuch 
festgelegten Formel steigt die Geringfügig-
keitsgrenze für Minijobs im Jahr 2024 auf 
538  Euro und im Jahr  2025 auf 556  Euro 
an. 

Mindestlohn und Minijob-Grenzen

Bund und Länder haben sich darauf geeinigt, 
die Frist zur Einreichung der Schlussabrech-
nungen für die Corona-Überbrückungshil-
fen zu verlängern. Bis zum 31.10.2023 war es 
möglich, für die Einreichung der Schluss-
abrechnung eine Fristverlängerung bis 
zum 31.03.2024 zu beantragen. Bereits bean-
tragte oder gewährte Fristverlängerungen 
bis zum 31.12.2023 werden automatisch bis 
zum 31.03.2024 verlängert. Eine weitere Ver-
längerung der Fristen für die Einreichung der 
Schlussabrechnungen soll es nicht mehr geben.

Die Schlussabrechnung ist vorgeschrieben, 
um einen Abgleich zwischen den ursprüng-
lich beantragen Zuschüssen und denen, die 
den Antragstellenden tatsächlich zustehen, 
vorzunehmen. Dies kann zu einer Bestä-
tigung der erhaltenen Mittel oder zu einer 
Nach- oder Rückzahlung führen. 

Corona-Hilfen
Frist für Schlussabrechnung
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Unternehmer, die einen Jahresabschluss mit 
Bilanz sowie Gewinn- und Verlustrechnung 
erstellen, haben für den Schluss eines jeden 
Wirtschaftsjahres ein Inventar, eine Bilanz 
sowie eine Gewinn- und Verlustrechnung 
aufzustellen. Dies betrifft bilanzierende Ge-
werbetreibende sowie Land- und Forstwirte 
genauso wie bilanzierende Freiberufler und 
andere selbstständig Tätige.

Das Inventar, in dem die einzelnen Ver-
mögensgegenstände nach Art, Menge und  
unter Angabe ihres Wertes genau zu verzeich-
nen sind, ist aufgrund einer körperlichen Be-
standsaufnahme, der Inventur, zu erstellen. 
Die Bestandsaufnahme ist zu dokumentie-
ren und aufzubewahren. Folgende Durchfüh-
rungsmöglichkeiten kommen infrage:
 
 Stichtagsinventur: Die Inventur für den 

Bilanzstichtag braucht nicht exakt an die-

sem vorgenommen zu werden. Sie kann auch 
zeitnah, bis zu zehn Tage davor oder danach 
durchgeführt werden. Allerdings muss si-
chergestellt sein, dass Bestandsveränderun-
gen zwischen dem Bilanzstichtag und dem 
Tag der Bestandsaufnahme anhand von Be-
legen oder Aufzeichnungen ordnungsgemäß 
berücksichtigt werden. 
 Zeitverschobene Inventur: Die jährliche 

körperliche Bestandsaufnahme kann ganz 
oder teilweise innerhalb der letzten drei Mo-
nate vor oder der ersten zwei Monate nach 
dem Bilanzstichtag durchgeführt werden. 
Der sich danach ergebende Gesamtwert 
des Bestandes ist dann wertmäßig auf den  
Bilanzstichtag fortzuschreiben oder zurück-
zurechnen.
 Permanente Inventur: Die körperliche 

Bestandsaufnahme für den Bilanzstichtag 
kann auch ganz oder teilweise aufgrund  

einer permanenten Inventur erstellt werden. 
Der Bestand für den Bilanzstichtag kann in 
diesem Fall nach Art und Menge anhand 
von Lagerbüchern in Papier oder elektroni-
scher Form beziehungsweise Lagerkarteien 
festgestellt werden. Die Bestände können 
dann nach Art, Menge und Wert laufend 
aufgezeichnet und fortgeschrieben werden. 
Zusätzlich sind sie trotzdem mindestens 
einmal jährlich auch durch eine tatsäch-
liche körperliche Bestandsaufnahme exakt 
zu erfassen. Dafür kann aber ein beliebiger 
Zeitpunkt sowie eine beliebige abgrenz bare 
Teilmenge ausgewählt werden. Insgesamt 
muss aber für das Jahr verteilt summarisch 
eine lückenlose körperliche Bestandsauf-
nahme vorliegen, um das in den Lagerbü-
chern oder -karteien ausgewiesene Vorrats-
vermögen mit den tatsächlich vorhandenen 
Beständen abzugleichen. 

Inventur zum Wirtschaftsjahresende
Zählen, Messen, Wiegen

Unternehmen und in bestimmten Fällen 
auch Privatpersonen müssen nach den steu-
erlichen und handelsrechtlichen Vorschrif-
ten ihre Geschäftsunterlagen mehrere Jahre 
lang aufbewahren.

 Aufbewahrungsfristen für Unternehmer
Die meisten Buchführungsunterlagen müssen 
zehn Jahre lang aufbewahrt werden. Geschäft-
liche Korrespondenz und sonstige Unterlagen 
können dagegen bereits nach sechs Jahren ver-
nichtet werden. Folgende Unterlagen dürfen 
Sie ab 2024 vernichten: Eingangsrechnungen, 
Doppel oder Kopien der Ausgangsrechnungen, 
Bücher und Aufzeichnungen aus 2013 oder 
früher, bis Ende 2013 entstandene Buchungs-
belege, aufgestellte Inventare und festgestellte 
Jahresabschlüsse, bis Ende 2017 empfangene 
und abgesandte Handels- oder Geschäfts-
briefe sowie sonstige Unterlagen. Achtung: 
Die genannten Aufbewahrungsfristen laufen 
jedoch so lange nicht ab, wie Unterlagen für 
Steuerfälle von Bedeutung sind, für die noch 
keine Festsetzungsverjährung eingetreten ist. 

Bei IT-gestützten Buchführungssystemen 
und elektronisch empfangenen Rechnungen 

ist die Aufbewahrungspflicht nur dann er-
füllt, wenn die Buchführungsbestandteile 
sowie die in elektronischer Form empfan-
genen Rechnungen in digitaler Form vor-
liegen und jederzeit wieder lesbar gemacht 
werden können. Die Daten müssen unver-
änderbar gesichert werden und bis zum  
Ablauf der Aufbewahrungsfrist muss ein 
elektronischer Zugriff auf die vorhandenen 
Daten gewährleistet sein. Nur die ausge-
druckten Belege, Rechnungen oder Konto-
auszüge aufzubewahren, ist bei Unterlagen, 
die im Original nur elektronisch vorliegen, 
nicht ausreichend.

 Aufbewahrungsfristen für Privatpersonen
Auch Privatpersonen sind verpflichtet, be-
stimmte Rechnungen und Belege über 
steuer pflichtige Leistungen aufzubewahren. 
Darunter fallen insbesondere Rechnungen 
für handwerkliche Arbeiten im oder am 
Haus, in oder an der Wohnung oder am 
Grundstück. Sämtliche Rechnungen über 
bauliche und planerische Leistungen so-
wie Wartungs-, Reinigungs-, Instandhal-
tungs- oder Gartenarbeiten und dergleichen  

unterliegen einer zweijährigen Aufbewah-
rungspflicht. Handwerkliche Leistungen, 
die einer Gewährleistungspflicht unter-
liegen, sollten darüber hinaus mindestens 
fünf Jahre lang aufbewahrt werden. Seit 
einigen Jahren müssen Belege über Wer-
bungskosten, Spendenbescheinigungen, 
Handwerkerleistungen und dergleichen 
dem Finanzamt nicht mehr zusammen 
mit der Einkommensteuererklärung ein-
gereicht, sondern nur noch bereitgehalten 
werden, falls das Finanzamt sie gesondert 
prüfen möchte. Alle steuerlich relevanten 
Belege sollten für eventuelle Rückfragen 
des Finanzamtes bis zur Bestandskraft des 
Steuerbescheides aufbewahrt werden.

 Unterlagen im Zweifel länger aufbewahren
Für viele Arten von Unterlagen und Belegen 
gibt es keine gesetzlich vorgeschriebenen 
Aufbewahrungsfristen. Wichtige Unterlagen  
sollten Sie im Zweifel länger aufbewahren, 
manche sogar ein Leben lang. Hierzu ge-
hören zum Beispiel Gutachten, Urkunden,  
Verträge, Unterlagen zur Rentenberechnung 
und ähnliche Dokumente. 

Aufbewahrungsfristen
Diese Unterlagen dürfen Sie ab 2024 vernichten
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Steuerbefreiung kleinerer PV-Anlagen
Bundesfinanzministerium erläutert die 100kWp-Freigrenze
Mit dem Jahressteuergesetz 2022 wurde die 
Besteuerung kleinerer Photovoltaikanlagen 
(PV-Anlagen) neu geregelt. Zu offenen Fragen 
bei der Auslegung des Gesetzes hat sich das 
Bundesfinanzministerium (BMF) mit Schrei-
ben aus Juli 2023 geäußert.

 Neuregelung in der Einkommensteuer
Steuerbefreit werden Einnahmen und Ent-
nahmen aus dem Betrieb von mit Gewinn-
erzielungsabsicht betriebenen PV-Anlagen 
auf oder an
 Einfamilienhäusern einschließlich Neben-

gebäuden und nicht Wohnzwecken dienen-
den Gebäuden, wie zum  Beispiel landwirt-
schaftliche Maschinenhallen, Stallgebäude, 
Gewerbehallen und dergleichen, mit einer  
installierten Bruttoleistung laut Marktstamm-
datenregister bis 30 Kilowattpeak (im Folgen-
den abgekürzt kWp) sowie
 sonstigen Gebäuden, zum Beispiel Mehr-

familienhäuser, mit einer installierten Brutto-
leistung laut Marktstammdatenregister bis 
15 kWp je Wohn- oder Gewerbeeinheit.

Es besteht kein Wahlrecht auf Steuerbe-
freiung. Die Befreiung umfasst nicht nur neu 
errichtete Anlagen, sondern gilt rückwirkend 
auch für alle Einnahmen und Entnahmen 
nach dem 31. Dezember 2021 aus Bestands-
anlagen, die die genannten Kriterien erfüllen. 
Sie gilt nur bis zu einer Maximalleistung von 
100 kWp pro  Steuerpflichtigem oder Mit-
unternehmerschaft. Es ist nicht erforderlich, 
dass der Betreiber der PV-Anlage auch Eigen-
tümer des Gebäudes ist, auf, an oder in dem 
sich die Photovoltaikanlage befindet.

 Vorgehen in der Praxis
Die Steuerbefreiung gilt für natürliche Perso-
nen, Mitunternehmerschaften und Körper-
schaften. Wenn Eheleute eine gemeinsame 
Photovoltaikanlage besitzen, bilden sie eine 
Mitunternehmerschaft. In der Praxis ergeben 
sich für die Steuerbefreiung zwei Prüfungs-
ebenen: Im ersten Schritt ist für den Steuer-
pflichtigen oder die Mitunternehmerschaft zu 
klären, ob die maßgeblichen Leistungen der 
betriebenen PV-Anlagen die für die jeweilige  
Gebäudeart zulässige Größe pro Gebäude  
einhalten (objektbezogene Prüfung). Im 
zweiten Schritt wird überprüft, ob der Steuer-
pflichtige oder die Mitunternehmerschaft mit 
allen relevanten Anlagen insgesamt unterhalb 

der 100 kWp-Grenze bleibt (subjektbezogene 
Prüfung). Wichtig: Bei der 100 kWp-Grenze 
handelt es sich um eine Freigrenze: Wird sie 
überschritten, ist die Steuerbefreiung insge-
samt nicht anzuwenden.

 Installierte Leistung addieren
Bei der Prüfung, ob die 100 kWp-Grenze 
eingehalten wird, sind die maßgeblichen 
Leistungen aller begünstigten PV-Anlagen 
zu addieren. Eine (anteilige) Zusammenrech-
nung mit PV-Anlagen aus einer anderen Mit-
unternehmerschaft erfolgt nicht. Außerdem 
werden PV-Anlagen, die von vornherein nicht 
begünstigt sind, bei der Berechnung nicht 
mitgezählt. Hierzu zwei Beispiele: 
Beispiel 1: Ein Steuerpflichtiger betreibt 
zwei  PV-Anlagen mit einer maßgeblichen 
Leistung von 30 kWp auf je einem Einfami-
lienhaus und eine PV-Anlage auf der Frei-
fläche mit einer maßgeblichen Leistung von 
50 kWp. Die Freiflächen-PV-Anlage ist nicht 
in die Prüfung der 100 kWp-Grenze einzube-
ziehen, weil Freiflächen-PV-Anlagen generell 
nicht unter die Steuerbefreiung fallen. Beide 
Anlagen auf den Einfamilienhäusern sind 
somit steuerbegünstigt, der Steuerpflichtige 
überschreitet die 100 kWp-Grenze nicht.
Beispiel 2: Zusätzlich zu den in Beispiel 1  
genannten Anlagen betreibt der Steuerpflich-
tige eine vierte PV-Anlage mit einer maßgeb-
lichen Leistung von 50 kWp auf einem Haus 
mit zwei Wohneinheiten. Auch diese vierte  
Anlage fällt bereits dem Grunde nach nicht 
unter die begünstigten Anlagen, weil die  
maximale maßgebliche Leistung von 30 kWp 
für diese Gebäudeart überschritten ist. Daher 
ist auch diese Anlage nicht in die Ermittlung 
der gesamten installierten Leistung einzu-
beziehen, der Steuerpflichtige bleibt unter der 
100 kWp-Grenze. Die Anlagen auf den Ein-
familienhäusern sind auch in diesem Beispiel 
steuerbegünstigt.

 Zeitanteilige Anwendung bei maßgeb-
lichen Veränderungen
Wenn die Voraussetzungen für die Steuer-
begünstigung einer PV-Anlage unterjährig 
erstmalig oder letztmalig erfüllt werden, 
wird die Steuerbefreiung anteilig nur bis zu 
diesem Zeitpunkt beziehungsweise ab die-
sem Zeitpunkt angewendet. Die zeitanteilige  
Anwendung kann zum Beispiel aufgrund von 

Veränderungen bei Anzahl der Wohn- oder 
Gewerbeeinheiten im Gebäude eintreten, 
durch eine Änderung der maßgeblichen 
Leistung der PV-Anlage oder auch durch 
Über- oder Unterschreitung der 100 kWp-
Grenze des Steuerpflichtigen oder der Mit-
unternehmerschaft.

 Auswirkung der Steuerbefreiung auf  
Investitionsabzugsbeträge
Vor Inkrafttreten des neuen Gesetzes konn-
ten unter bestimmten Umständen bis zu 
50 % der Investitionskosten bereits in den 
Jahren vor der Anschaffung einer PV-Anlage 
steuerlich als Investitionsabzugsbetrag (IAB) 
geltend gemacht werden. Laut BMF setzt die 
Inanspruchnahme des IAB eine betrieb-
liche Tätigkeit mit Gewinnerzielungsabsicht  
voraus. Wenn Einnahmen und Entnahmen 
dabei ausschließlich aus der Stromerzeugung 
von PV-Anlagen erzielt werden, die nach der 
neuen Regelung steuerbegünstigt sind, ent-
fällt nunmehr für alle nach dem 31.12.2021 
endenden Wirtschaftsjahre die Möglichkeit, 
IAB in Anspruch zu nehmen. Zudem sind  
alle vor dem 01.01.2022 gebildeten IAB steuer-
wirksam aufzulösen. Soweit die PV-Anlage 
Betriebsvermögen eines Betriebes ist, dessen 
Zweck nicht nur die Erzeugung von Strom 
aus PV-Anlagen ist, bestehen die Möglich-
keiten weiter, IAB in Anspruch zu nehmen.

 Betriebsausgabenabzug entfällt
Ein Verzicht auf die Steuerbefreiung, etwa um 
die Gesamtsteuerbelastung über einen länge-
ren Zeitraum zu optimieren, ist nicht zulässig. 
Der zuvor mögliche Betriebsausgabenabzug 
geht mit der Neuregelung grundsätzlich ver-
loren, es sei denn, der erzeugte Strom wird 
eigenbetrieblich genutzt. Ein Betriebsaus-
gabenabzug in Veranlagungszeiträumen vor 
2022 bleibt davon unberührt. 
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Unterverpachtung 
landwirtschaftlicher Flächen
BFH-Urteil zur ertragssteuerlichen Behandlung der Pachteinnahmen

Land- und Forstwirte, die nicht der Buchfüh-
rungspflicht unterliegen und deren Betriebe 
eine bestimmte Größe nicht überschreiten, 
können ihren steuerpflichtigen Gewinn nach 
Durchschnittssätzen ermitteln. Doch anders als 
Einnahmen aus Vermietung und Verpachtung 
von Wirtschaftsgütern aus dem landwirtschaft-
lichen Betriebsvermögen sind Einkünfte aus der 
Unterverpachtung landwirtschaftlicher Flächen 
nicht bei der Ermittlung des Durchschnittssatz-
gewinns zu berücksichtigen. Stattdessen führt 
die Unterverpachtung landwirtschaftlicher 
Nutzflächen bei einem Pachtbetrieb grund-
sätzlich zu Einkünften aus Vermietung und 
Verpachtung. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) im Mai 2023 entschieden.

In dem zugrundeliegenden Fall hatte der 
Kläger einen landwirtschaftlichen Betrieb 
von seiner Frau gepachtet. Einen Teil der 
landwirtschaftlichen Flächen dieses Betriebes  
verpachtete er an einen Dritten weiter. In  
seiner Einkommensteuererklärung gab er 
den Überschuss der Pachteinnahmen über 

die Pachtausgaben als Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung an. Seinen Gewinn 
aus Land- und Forstwirtschaft ermittelte er 
nach Durchschnittssätzen. Das zuständige 
Finanzamt folgte dieser Zuordnung nicht, 
sondern erhöhte den Gewinn aus Land- und 
Forstwirtschaft um die vereinnahmten Pacht-
zinsen aus der Unterverpachtung. Eine dage-
gen erhobene Klage vor dem Finanz gericht 
Münster hatte in Bezug auf die Qualifizie-
rung der Einkünfte zunächst Erfolg.

Im Revisionsverfahren bestätigte der BFH 
die Entscheidung der Vorinstanz. Einnahmen 
aus der Unterverpachtung landwirtschaftli-
cher Flächen können nur dann den landwirt-
schaftlichen Einkünften zugerechnet werden, 
wenn diese durch den landwirtschaftlichen 
Betrieb veranlasst sind. Dies ist nur dann der 
Fall, wenn ein wirtschaftlicher Zusammen-
hang mit dem Betrieb besteht. Eine Unterver-
pachtung von landwirtschaftlichen Flächen 
sei aber keine landwirtschaftliche Tätigkeit 
im Sinne des Einkommensteuergesetzes.  

Sie sei nicht darauf gerichtet, die natürlichen 
Kräfte des Bodens zur Erzeugung und Ver-
wertung von lebenden Pflanzen und Tie-
ren zu nutzen. Daher sei regelmäßig nicht 
von einem hinreichenden wirtschaftlichen  
Zusammenhang auszugehen.

Nur im Einzelfall kann nach Ansicht des 
BFH die Lage anders zu beurteilen sein, 
wenn es sich bei der Unterverpachtung um 
ein Hilfsgeschäft des landwirtschaftlichen 
Betriebs handelt, das diesem über die bloße 
Erzielung von Pachteinnahmen hinaus be-
sondere wirtschaftliche Vorteile bringen soll. 
Im Streitfall gehörte die unterverpachtete Flä-
che nicht zum Betriebsvermögen des Klägers, 
weil er weder zivilrechtlicher noch wirtschaft-
licher Eigentümer war. Auch war kein hinrei-
chender wirtschaftlicher Zusammenhang der 
Unterverpachtung mit dem landwirtschaft-
lichen Betrieb des Klägers gegeben. Es ge-
nügte dem BFH nicht, dass die Erzielung des 
Unterpachtzinses dem landwirtschaftlichen 
Betrieb des Klägers einen Vorteil gebot. 

Wohncontainer für Erntehelfer
Ermäßigter Umsatzsteuersatz auch für nicht ortsfeste Unterkünfte
Viele landwirtschaftliche Betriebe sind auf 
den saisonalen Einsatz von Feld- und Ernte-
helfern angewiesen. Diese kommen meist 
aus dem europäischen Ausland und müssen 
untergebracht werden. Für die Vermietung 
von Wohn- und Schlafräumen, die ein Unter-
nehmer zur kurzfristigen Beherbergung von 
z.B. Feld- oder Erntehelfern bereithält, sieht 
das Umsatzsteuergesetz einen ermäßigten 
Steuersatz von sieben statt 19 Prozent vor. 
Dies gilt auch für Unterkünfte, die nicht fest 
mit einem Grundstück verbundenen sind, 
entschied der Bundesfinanzhof (BFH) Ende 
November 2022.

Geklagt hatte ein landwirtschaftlicher 
Unternehmer mit Schwerpunkt Spargel- und 
Beerenanbau. Er beschäftigte saisonal rund 
100 Erntehelfer, an die er Räume in Wohn-
containern vermietete. Die Container waren 
nicht in den Boden eingelassen, sondern 
standen auf Steinsockeln und waren über 

gepflasterte Wege zu erreichen. Die Umsät-
ze aus der Vermietung meldete der Kläger 
zum ermäßigten Steuersatz an. Nach einer 
Außenprüfung unterwarf das zuständige  
Finanzamt sie jedoch dem Regelsteuersatz. 
Die Begründung: Die Unterkünfte besaßen  
keine dauerhaft feste Verbindung zum 
Grundstück. Nachdem das Finanzamt einen 
Einspruch abgewiesen hatte, entschied das 
zuständige Finanzgericht im Sinne des Land-
wirts – zu Recht, wie der BFH nun urteilt. 

Dem Wortlaut des Gesetzes sei nämlich 
nicht zu entnehmen, dass es sich lediglich auf 
die Vermietung von Grundstücken bezöge. 
Vielmehr begünstige die Vorschrift allgemein 
die Vermietung von Wohn- und Schlafräu-
men durch einen Unternehmer zur kurzfristi-
gen Beherbergung von Fremden, also auch die 
Vermietung von Wohn- und Schlafräumen in 
nicht ortsfesten Wohncontainern, erklärte der 
BFH. Diese Auslegung entspreche EU-Recht 

und auch dem Grundsatz der steuerlichen 
Neutralität: Nach diesem sind gleichartige 
Gegenstände oder Dienstleistungen, die mit-
einander in Wettbewerb stehen, steuerlich 
gleich zu behandeln. Ohne die Unterbringung 
in den Wohncontainern hätten die Erntehel-
fer in umliegenden Pensionen, Hotels oder 
Ferienunterkünften unterkommen müssen.

Die Finanzverwaltung hat ihre Auffassung 
im Oktober 2023 mit einem BMF-Schreiben 
dieser Rechtsprechung angepasst. Darin wird 
jedoch darauf hingewiesen, dass der Schwer-
punkt der Leistung in der Überlassung der 
Wohn- und Schlafräume zur Beherbergung 
liegen muss. So sei die Vermietung von nicht 
ortsfesten Hausbooten und Wohnmobilen 
zur Durchführung von Reisen insgesamt 
nicht begünstigt, da dabei nicht der Beher-
bergungsgedanke im Vordergrund stünde, 
sondern andere Aspekte wie die Mobilität 
und örtliche Flexibilität. 
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Elektronische Rechnung wird Pflicht
Bundesregierung erhält grünes Licht von der EU
In Deutschland werden elektronische Rech-
nungen zwischen Unternehmern in naher 
Zukunft verpf lichtend sein. Aus diesem 
Grund enthält der Regierungsentwurf des 
Wachstumschancengesetzes entsprechende 
gesetzliche Regelungen. Die EU hat auch 
bereits grünes Licht für das Vorhaben ge-
geben. Das Gesetzgebungsverfahren soll 
bis zum Jahreswechsel abgeschlossen sein. 

 Grundlage ist Initiative auf EU-Ebene
Die EU plant für die Umsatzsteuer europaweit 
die Einführung eines Meldesystems, das den 
grenzüberschreitenden Handel verein fachen 
und Umsatzsteuerbetrug unterbinden soll 
(ViDA – Vat in the Digital Age). In 2028 soll 
das Meldesystem nach dem bisherigen Zeit-
plan europaweit in Kraft treten. Grundlage 
hierfür ist eine elektronische Rechnungsstel-
lung auf Unternehmerebene. Um die elektro-
nische Rechnung bereits im Vorgriff auf das 
europaweite Meldesystem in Deutschland 
einzuführen, bedurfte es einer Genehmigung 
durch die EU. Diese wurde Deutschland im 
Juli 2023 erteilt. 

 Verpflichtung wird gesetzlich geregelt
Unternehmer sind grundsätzlich berech-
tigt, eine Rechnung auszustellen, wenn sie 
eine Leistung ausführen. Erbringen sie diese  
Leistung an einen anderen Unternehmer, 
sind sie in aller Regel zur Rechnungsstellung 
verpflichtet. Für das Ausstellen der Rechnung 

haben Unternehmer sechs Monate Zeit. An 
diesen grundsätzlichen Regelungen ändert 
sich nichts. Es wird aber nun die Verpflich-
tung zur elektronischen Rechnungsstellung 
im B2B-Bereich gesetzlich festgeschrieben, 
wenn leistender Unternehmer und Leistungs-
empfänger im Inland ansässig sind. Auch ein 
standardisiertes Dateiformat der elektroni-
schen Rechnung wird gesetzlich festgeschrie-
ben. Heute erfüllen bereits die sogenannte 
„XRechnung“ oder eine „ZUGFeRD-Rech-
nung“ die technischen Voraussetzungen. Es 
ist davon auszugehen, dass sich die Software-
produkte für Abrechnungszwecke schnell an 
die neuen Standards anpassen werden. 

 Ab wann gilt die Verpflichtung?
Die Verpflichtung zur elektronischen Rech-
nungstellung tritt nach derzeitigem Stand 
am 01.01.2025 in Kraft. Aufgrund des zu  
erwartenden Umstellungsaufwandes für die 
Unternehmen plant der Gesetzgeber Über-
gangsregelungen für die Jahre 2025 bis 2027.

Bis Ende  2025 dürfen weiterhin Papier-
rechnungen übermittelt werden. Auch elek-
tronische Rechnungen, die nicht dem neuen 
standardisierten Format entsprechen, bleiben 
zulässig. Hierzu gehören beispielsweise Rech-
nungen im PDF-Format. 

Bis Ende  2026 dürfen weiterhin Papier-
rechnungen übermittelt werden. Auch elek-
tronische Rechnungen, die nicht dem neuen 
standardisierten Format entsprechen, blei-
ben zulässig. Voraussetzung ist allerdings in 
beiden Fällen, dass der Rechnungsaussteller 
einen Vorjahresnettoumsatz – sprich Umsatz 
in 2025 – von maximal 800.000 Euro hatte. 
Bei Überschreiten der Umsatzgrenze, ist ab 
01.01.2026 die elektronische Rechnung in 
standardisiertem Format verpflichtend. 

Bis Ende 2027 dürfen weiterhin elektro-
nische Rechnungen, die nicht dem neuen 
standardisiertem Format entsprechen, über-
mittelt werden. Voraussetzung ist aber, dass 
die Übermittlung mittels elektronischem 
Datenaustausch (EDI-Verfahren) erfolgt. 

Ab 2027 sind Papierrechnungen im B2B-
Bereich grundsätzlich nicht mehr zulässig. 
Ab 2028 sind die neuen Anforderungen an die 
standardisierte elektronische Rechnung insge-
samt zwingend einzuhalten. Damit werden die 
Voraussetzungen geschaffen, das europaweit 
geplante Meldesystem einführen zu können. 

 Gibt es Ausnahmen?
In einer Übergangsphase sind Unternehmer 
mit einem Umsatz von maximal 800.000 Euro 
von der Verpflichtung zur Ausstellung einer 
elektronischen Rechnung ausgenommen. 
Rechnungen an Endverbraucher sind dauer-
haft nicht betroffen. Auch Kleinbetragsrech-
nungen bis zu 250 Euro sowie Fahrausweise 
fallen nicht unter die neuen Regelungen. 
Weitere Ausnahmen sind derzeit nicht  
geplant.  

 Rechnungsempfänger müssen sich  
vorbereiten
Wenn ein Unternehmer als Rechnungs-
aussteller die beschriebenen Übergangs-
regelungen nicht in Anspruch nimmt oder 
nehmen kann, müssen Rechnungsempfän-
ger als Unternehmer (B2B-Bereich) bereits 
ab 01.01.2025 in der Lage sein, elektronische 
Rechnungen nach den neuen Vorgaben  
empfangen sowie bestenfalls elektronisch 
verarbeiten und ablegen zu können. Ein 
elektronisches Rechnungsdokument muss 
im empfangenen Format dauerhaft archi-
viert werden. Nur so ist und bleibt ins-
besondere ein etwaiger Vorsteuerabzug 
möglich. Ein Papierausdruck einer elek tro-
nischen Rechnung ist aus umsatzsteuer-
licher Sicht nichts wert. Großes Augenmerk 
gilt daher der dauerhaften Archivierung 
sämtlicher empfangenen elektronischen 
Eingangsrechnungen. 

 Wie geht es weiter?
Die Verpflichtung zur elektronischen Rech-
nungsstellung wird gesetzlich festgeschrie-
ben und damit in die Praxis Einzug halten. 
Daran führt kein Weg vorbei. Der Umstel-
lungsdruck der Unternehmer wächst rasant. 
Gewissheit will die Bundesregierung bis Jah-
resende mit dem Wachstumschancengesetz 
schaffen. Unternehmer sollten sich mit dem 
Thema intensiv auseinandersetzen – spätes-
tens, wenn die rechtlichen und technischen 
Details endgültig feststehen. Der genaue Zeit-
punkt des Inkrafttretens wird in den nächs-
ten Wochen sicherlich noch intensiv disku-
tiert werden. Die beteiligten Ausschüsse des 
Bundesrates empfehlen bereits eine Verschie-
bung des Umsetzungszeitpunktes für die Ein-
führung der obligatorischen elektronischen 
Rechnung um zwei Jahre. 
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In der vergangenen Ausgabe von Land und 
Wirtschaft hatten wir die technischen und or-
ganisatorischen Anforderungen an ein weitest-
gehend digital geführtes Büro beleuchtet. In 
Teil 2 unserer Serie „Das Büro im Wandel“ geht 
es heute um Spezialsoftware für das Agrar-
büro. Mit fortschreitender Automatisierung 
der landwirtschaftlichen Produktion wurden 
Programme entwickelt, die als Farm-Manage-
ment-Information Systems (FMIS) bezeichnet 
werden. Was können diese Systeme?

FMIS bündeln Messwerte, die etwa durch 
Sensoren auf dem Feld, an der Maschine oder 
im Stall erzeugt werden. Oft kombinieren sie 
diese mit weiteren Informationen aus externen 
Quellen wie Wetterprognosen. Ziel ist, dem 
Landwirt durch das Zusammenführen aller 
Produktionsdaten in Echtzeit Entscheidungs-
hilfen zu liefern und die Produktionsführung 
zu erleichtern (Aufwuchskontrolle, Steuerung 
der Bewässerung, Schädlingsmonitoring etc.). 
Wesentliche Vorteile sind eine Optimierung 
des Ressourceneinsatzes, Effizienzsteigerungen 
durch Automatisierung von Prozessen, eine ver-
einfachte Dokumentation sowie Ertragssteige-
rungen aufgrund einer bedarfsgerechteren 
Führung des Pflanzenbestandes.

Auf dem Markt gibt es zahlreiche Anbieter 
von FMIS. Bei vielen Systemen liegt der Fokus 
auf Ackerbau, andere sind speziell auf Herden-
management ausgerichtet. Darüber hinaus gibt 
es aber auch Anwendungen, die einen gesamt-
betrieblichen Ansatz verfolgen und Daten aus 
Außen- und Innenwirtschaft zusammenfüh-
ren. Klassifizieren lassen sich die Systeme auch 
danach, ob sie cloud-basiert agieren oder mit 
rechnergebundener Installation, ob sie in ein-
zelnen Modulen oder nur als Komplettpaket 
angeboten werden oder ob ein pauschaler Preis 
je Lizenz erhoben wird oder die Abrechnung 
nach Betrieben oder der Betriebsgröße erfolgt.

Unbedingt informieren sollten sich Anwen-
der darüber, wie die Betriebsdaten geschützt 
werden und ob der Softwareanbieter es sich vor-
behält, Informationen selbst zu nutzen oder an 
Dritte weiterzugeben. Nicht alle Anbieter sind 
als unabhängige Unternehmen einzustufen.  
Das geht aus einer Untersuchung aus dem 
Jahr 2020 hervor, die Max Eckelmann an der 
Martin-Luther-Universität Halle Wittenberg 
gemeinsam mit dem Sächsischen Landesamt für 
Umwelt, Landwirtschaft und Geologie durch-
geführt hat. Eckelmann hatte in seiner Arbeit 
15 FMIS-Dienste näher betrachtet. Sechs davon 
ordnete er einer größeren „Dachorganisa-
tion“ zu: „365FarmNet“ (Claas), „farmpilot“  
(Bertelsmann), „NEXT Farming“ (BayWa),  
„topfarmplan“ (Landwirtschaftsverlag),  
„trecker.com“ (Yara) und „Operations Center“ 
(Deere & Company).

 Einstieg in Smart Farming
Wie FMIS den Einstieg in Precision und Smart 
Farming ebnen können, zeigt ein Blick auf 
die Plattformen „365 FarmNet“ und „NEXT 
Farming“, die bei Eckelmann hohe Gesamt-
nutzwerte erreichten. Im Fokus beider Syste-
me steht der Pflanzenbau, gleichwohl halten 
beide Anbieter Module für Viehbetriebe parat. 
Zur Grundausstattung beider Systeme gehö-
ren Stammdaten-Import, Anbauplanung, 
Teilflächenmanagement, Dokumentationen,  
Bodenprobenmanagement, Fahrspurplanung, 
Lagerverwaltung, Wetterdaten und Auswer-
tungen. Praktiker finden sich in beiden Syste-
men schnell zurecht. Es gibt für beide angebo-
tenen Systeme Webanwendungen und Apps 
sowie bei „NEXT Farming“ in der Pro-Variante 
noch eine Desktopanwendung.

„365 farmnet“ setzt vergleichsweise stark 
auf Kooperationen mit Dritten. Bei Boden-
proben ist ein Tochterunternehmen von 

Claas mit im Boot. Zudem wird im Modul 
„Profit Manager“ für eine schlagbezogene  
Deckungsbeitragsrechnung auf Dienste des 
Agrargroßhändlers Beiselen zurückgegriffen. 
Im Programmteil „Agrarmonitor Connect“ 
gibt es Schnittstellen zu Lohnunternehmen. 
Alle erfassten Werte oder aktivierten Betriebs-
mittel können bei „365 farmnet“ in die 
Dünge bedarfsermittlung einfließen. Dazu ist 
der Baustein „DELOS Nährstoffmanagement“ 
notwendig, mit dem auch die Stoffstrombilanz 
erstellt und ein Weidetagebuch geführt wer-
den kann. Sofern Schlepper und Anbaugeräte 
mit den passenden Sensoren ausgestattet wur-
den, ist eine nahezu automatische Erfassung 
von Arbeitsvorgängen möglich. Der Baustein 
„Crop View“ greift auf Satellitendaten zurück, 
um Biomasseindizes und Managementzonen 
zu ermitteln. Diese Informationen fließen in 
Applikationskarten ein, die die Grundlage 
für die nächsten Arbeitsvorgänge auf den 
Schlägen darstellen und überhaupt erst ein 
Teilflächenmanagement ermöglichen.

Beim Konkurrenten „NEXT Farming“ wer-
den Bodenanalysen nicht an einen Dienstleis-
ter ausgelagert, sondern von eigenen Experten 
durchgeführt. Eine Besonderheit ist das Modul 
„NEXT Machine Management“: Viele promi-
nente Hersteller von Anbaugeräten (Fendt, 
Krone, Kuhn, Lemken, Massey Ferguson,  
Rauch, Valtra etc.) haben Schnittstellen zu 
„NEXT Farming“ in die eigene Software integ-
riert und vertreiben das System zusammen mit 
ihren Produkten. Ein Teilflächenmanagement 
ist auch bei „Next Farming“ möglich. Dazu  wer-
den Geo-Informationen in sogenannte Talking-
Fields übersetzt, deren Informationen in Appli-
kationsdaten eingespeist werden und dadurch 
für die nächsten Arbeitsgänge zur Verfügung 
stehen. Für eine Pacht- und Flächenverwaltung 
werden in der Pro-Version des Softwaresystems 
ALKIS-Daten und Katasterinformationen  
herangezogen. Auch für Hof- und Feldüber-
wachung mit Kameras und Sensortechnik sowie 
für das Düngemanagement gibt es bei NEXT 
Farming passende Tools. Ein Extramodul  
gibt es für Lohnunternehmer, um relevante 
Daten zu einzelnen Bearbeitungsvorgängen mit  
Auftraggebern austauschen zu können.

Allein diese Beispiele zeigen, wie umfang-
reich FMIS schon heute auf dem Betrieb anfal-
lende Daten zueinander in Bezug setzen. In der 
Praxis wird die Wahl der passenden Software 
durch die Bedürfnisse des jeweiligen Betriebes  
und nicht zuletzt durch die eingesetzten  
Maschinen bestimmt. 

 

Was können  
Farm-Management- 
Informationssysteme?
Teil 2 unserer Serie: Das Büro im Wandel
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desk.box setzt der  
Zettelwirtschaft ein Ende
Digitalisieren und verschlanken Sie Ihre Büroarbeit – 
einfach und mit GoBD-konformer Ablage Ihrer Dateien
Die fortschreitende Digitalisierung verändert 
unsere Arbeitswelt rapide. Spätestens, wenn 
zukünftig für Umsätze zwischen Unterneh-
men die elektronische Rechnung verpflich-
tend wird, müssen auch klein- und mittel-
ständische Betriebe ihre Geschäftsabläufe 
angepasst haben. Mit desk.box, unserer neuen 
webbasierten Anwendung, ist es Ihnen schon 
heute möglich, umfangreiche Büroarbeiten 
digital zu erledigen, Belege für die Buchhal-
tung aufzubereiten und Daten auf bequeme 
Weise mit Ihrer Steuerkanzlei auszutauschen.

 Webbasiert und intuitiv bedienbar
Viele klein- und mittelständische Betriebe  
stehen vor dem Problem, dass aufgrund 
büro kratischer Vorgaben viel Arbeitszeit auf  
lästigen Papierkram entfällt. Auch Landwirte  
verbringen immer mehr Zeit im Büro, um 
den zunehmenden Nachweispflichten nach-
zukommen. Die größten Zeiträuber sind das 
Ablegen und Suchen von Aufträgen, Bele-
gen und Dokumenten. Im digitalen Unter-
nehmerbüro desk.box, das wir einigen von 
Ihnen auf regionalen Mandantenveranstal-
tungen bereits unter dem Namen „hof.blick“ 
vorstellen konnten, lässt sich jedes Dokument 
innerhalb von Sekunden finden. Eine Inter-
netverbindung vorausgesetzt, können Nut-
zerinnen und Nutzer an jedem Ort mit PC, 
Laptop oder Smartphone in desk.box arbeiten 

– und zwar ohne Installation einer speziellen 
Software. Einfach über die Webseite einlog-
gen und loslegen! desk.box enthält verschie-
dene Funktionen, die weitestgehend intuitiv 
bedienbar sind.

 Digitaler Aktenschrank mit Texterken-
nung
Der digitale Aktenschrank ist das Herzstück 
der Anwendung. Hier werden Verträge, Versi-
cherungspolicen, Lieferscheine, Rechnungen,  
Kassenzettel und andere Dokumente in einer 
durchdachten Ordnerstruktur gespeichert. 
desk.box kann alle gängigen Dateiformate 
verarbeiten. Dokumente, die nicht digital, 
sondern nur in Papierform vorliegen, scan-
nen Nutzerinnen und Nutzer einfach ein 
oder fotografieren sie mit Laptop, Tablet oder 
Smartphone. Der Clou: Alle Dokumente 
durchlaufen beim Ablegen in den Akten-
schrank eine professionelle Texterkennungs-
software, die die Textinhalte digital nutzbar 
macht. Dadurch lässt sich jeder Beleg, jede 
Datei anhand von Stichworten über die einge-
baute Suchfunktion blitzschnell wiederfinden 
– auch spontan in unerwarteten Situationen.

 Datenschutz und GoBD
Alle Daten, die in desk.box hochgeladen 
werden, werden sicher und entsprechend der 
Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) auf 

Servern in Deutschland gespeichert. Sie wer-
den so aufgezeichnet und aufbewahrt, wie es 
die Finanzverwaltung für steuerrelevante Da-
ten verlangt. Die Einhaltung der Grundsätze 
zur ordnungsmäßigen Führung und Auf-
bewahrung von Büchern, Aufzeichnungen  
und Unterlagen in elektronischer Form 
(GoBD) wurde durch eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft bestätigt.

 Zahlungsfunktion
Die in desk.box vorhandene Zahlungsfunktion 
ermöglicht es, den Account mit mehreren 
Konten und Banken zu verbinden. So können 
eingehende Rechnungen direkt aus desk.box 
heraus bezahlt werden. Auch bei Überwei-
sungen ist die Texterkennung praktisch, weil 
Zahlungsformulare bereits automatisch mit 
den aus der Rechnung ausgelesenen Daten 
wie Empfänger und IBAN ausgefüllt wer-
den. Dank der Zahlungsfunktion lassen sich 
Konto umsätze in desk.box importieren und 
mit Belegen verknüpfen.

 Datenübertragung in die Buchführung
Die Belege können ohne Umwege in die gän-
gigen Buchführungsprogramme „Wiking“ 
(act), „AssBeleg“ (nlb) oder über eine Schnitt-
stelle der DATEV in das Programm „Unter-
nehmen Online“ importiert und unkompli-
ziert mit der Steuerkanzlei geteilt werden.

 Rechnungserstellung und Adressbuch
Digitale Rechnungen lassen sich in desk.box 
mit Hilfe der Faktura-Funktion erzeugen. Die 
einzelnen Rechnungspositionen werden vom 
Nutzer eingegeben und für wiederkehrende 
Vorgänge zentral abgelegt. Das Adressbuch 
hilft, die Kontaktdaten von Kunden und  
Lieferanten zu verwalten.

 Praktisches Rechtemanagement
Mit dem Rechtemanagement in desk.box  
bestimmt die Unternehmensführung, welche Rechnungen können in einem Rutsch mit Hilfe des Schreibtisches gescannt, bezahlt und abgelegt werden.
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Person worauf Zugriff hat, welche Rechte bei-
spielsweise Mitarbeitende im digitalen Büro 
bekommen sollen. Einzelne Ordner oder gan-
ze Bereiche können außerdem für Dritte wie 
Steuerberater, Wirtschaftsprüfer, Kreditgeber 
oder Sachverständige online freigegeben wer-
den. Diese haben alle Unterlagen in Echtzeit 
vorliegen, die sie für ihre Arbeit benötigen, 
und es müssen keine Aktenordner mehr 
untereinander getauscht werden.

 Flüssiges Arbeiten dank digitalem 
Schreibtisch
Der digitale Schreibtisch ist die neueste Funk-
tion von desk.box. Es ist der zentrale Ort, an 
dem Rechnungen, Belege und Dokumen-
te über unterschiedliche Kanäle eingehen. 
Der digitale Schreibtisch zeigt alle offenen 
Vorgänge übersichtlich an und erinnert an 
fällige Zahlungen. Großer Vorteil: Nutzerin-
nen und Nutzer müssen die Dokumente nur 
noch einmal anfassen und können in einem 
Workflow zum Beispiel eine Rechnung erfas-
sen, zuordnen, bezahlen, teilen und ablegen. 
Ist die Rechnung abgelegt, ist der Vorgang  
abgeschlossen. Haken dran und fertig.

 Integriertes Scan-Tool
Statt Dateien mit einer separaten Software 
zu scannen, auf dem PC abzulegen und erst 
dann in einem weiteren Schritt in desk.box 
hochzuladen, lassen sich Unterlagen auch 
direkt mit der Scan-Funktion von desk.box  
einlesen. Das funktioniert sogar, wenn  
Dokumente im Stapel eingescannt werden, 
denn die Scan-Funktion erkennt, welche  
Seiten zu einem Beleg gehören, und trennt die 
Dokumente korrekt.

 Kontinuierliche Weiterentwicklung
Entwickelt wird desk.box von der stadt.werk 
GmbH, einer Tochtergesellschaft aus dem 
Unternehmensverbund des Landwirtschaft-
lichen Buchführungsverbandes, die auf das 
Überführen analoger Arbeiten in digitale 
Prozesse spezialisiert ist. Viele Anregungen, 
die in Gesprächen mit Mandanten gesammelt 
wurden, sind in die Entwicklung eingeflossen. 
Für Anfragen und Hilfestellungen steht ein 
Support-Team bereit.

 Early-Bird-Tarife für Schnellentschlossene
Die Preise für die Nutzung von desk.box 
sind gestaffelt nach Anzahl der Betriebe, 
für die das Digitalbüro genutzt werden soll. 
Wer sich bis Ende Mai  2024 entschließt, 

desk.box zu nutzen, zahlt im ersten Jahr  
monatlich
 für den ersten Betrieb 23,99 Euro 

 (statt 29,99 Euro),
 für den zweiten Betrieb 12,99 Euro 

 (statt 15,99 Euro) und
 für alle weiteren Betriebe 7,99 Euro 

 (statt 9,99 Euro).
Die Lizenzen gelten jeweils für ein Jahr und 
können bis 30  Tage vor Ablauf gekündigt  
werden. Es gibt eine kostenlose Test-Version 
für 60 Tage. Werden Lizenzen für einen zweiten  
oder mehrere weitere Betriebe erst später  
dazugebucht, endet deren Laufzeit mit Ablauf 
des Abos für den ersten Betrieb.

Weitere Infos unter www.deskbox-office.de 

Neue Marke, selbes Produkt: Rebrandings kennen wir nicht erst seit 
der jüngsten Umbenennung von Twitter zu X. Aus Texaco wurde 
DEA, aus dem Dänischen Bettenlager wurde Jysk, und Raider heißt 
heute Twix. Die Gründe für solche Namenswechsel können vielfältig 
sein. Ein wichtiger Anlass ist gegeben, wenn die Enge des Namens auf  
bestimmte unternehmerische Aktivitäten nicht mehr passt. Der  
Facebook-Konzern heißt auch deswegen inzwischen Meta, weil seine 
Aktivitäten weit über die ursprüngliche Facebook-Plattform hinaus-
gehen. So haben auch wir uns entschieden, unser digitales Büro nicht 

weiter hof.blick zu nennen, auch wenn wir einigen von Ihnen das Portal 
bereits unter diesem Namen in regionalen Workshops vorstellen konnten.  
Unsere Anwendung ist ausdrücklich nicht auf landwirtschaftliche 
Betriebsformen beschränkt, sondern für alle Unternehmer nutzbar. 
Der neue Name desk.box kommt nicht von ungefähr: Als Deskboxen 
werden bei der Inneneinrichtung minimalistisch gehaltene, aber voll 
funktionale Wandschreibtische bezeichnet. Clever, funktional und 
auf das Wesentliche konzentriert: Genau so soll desk.box Ihnen die 
Büroarbeiten erleichtern.

Aus hof.blick wird desk.box

Übersichtliche Darstellung von offenen Positionen (s.o.) sowie die Zahlungsübersicht in desk.box (s.u.)
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„Wir stehen sehr gut da. Dennoch gibt es   Potenziale zu heben.“
Land und Wirtschaft sprach mit den Geschäftsführern Maik Jochens, Dr. Hauke Schmidt und  Sebastian Nehls über aktuelle Herausforderungen 
und Chancen für den Landwirtschaftlichen Buchführungsverband und die SHBB

Der Landwirtschaftliche Buchführungsverband 
besitzt als wirtschaftlicher Verein eine Rechts-
form, die außergewöhnlich ist im Bereich der 
Steuerberatung. Ist er damit zukunftsfähig?
Sebastian Nehls: „Davon bin ich überzeugt. 
Auch heute könnten sich zwar noch Land- und 
Forstwirte zu einem Verein zusammenschlie-
ßen, um ihre Steuerberatung zu organisieren. 
Das macht auch Sinn, da steuerliches Spezial-
wissen für die Beratung in dieser Branche un-
erlässlich ist. Allerdings darf der Verein nicht 
das volle Spektrum der Steuerberatung an-
bieten. Aus diesem Grund hat der Verein für 
die damalige Zeit sehr vorausschauend in den 
1960er Jahren Tochtergesellschaften, wie die 
SHBB gegründet, um auch Gewerbebetriebe, 
Freiberufler und Privatpersonen betreuen zu 
können. Das wäre heute in dieser Form nicht 
mehr möglich. Mit der SHBB und weiteren Ge-
sellschaften konnte der Buchführungsverband 
die Stärke erreichen, in der er heute am Markt 
präsent ist. Das Gute an der Vereinsform ist: 
Seit mehr als 100 Jahren steht das Interesse der 
Mitglieder und Mandanten an erster Stelle und 
nicht das Interesse von Anteilseignern, die eine 
Gewinnerwartung haben.“

Worin liegt der Vorteil dieser Struktur?
Dr. Hauke Schmidt: „Diese Kombination ist 
aus heutiger Sicht nahezu genial. Steuerberater, 
die bei uns mitarbeiten möchten, können dies 
tun, ohne sich einkaufen zu müssen. Anders-
wo müssen Steuerberater für den Einstieg in 
eine bestehende Kanzlei Geld auf den Tisch 
legen. Das ist in heutiger Zeit sehr problema-
tisch, denn es ist abzusehen, dass sich mit der 
Digitalisierung der Wert von Kanzleien ver-
ändert, möglicherweise reduziert. Die Struk-
tur des wirtschaftlichen Vereins ermöglicht 
es uns, dass wir dieses Bezahlsystem gar nicht  

benötigen, weil unsere Mitglieder die Eigen-
tümer des Verbandes sind. Das Bezirksstel-
lenleitersystem der Steuerberater schafft eine 
nahezu ideale Symbiose aus angestellt sein und 
gleichzeitig eine Freiheit zu genießen, die sonst 
nur Selbstständige haben. Das ist unsere DNA. 
In der Wirtschaft überlebt nicht der Stärkste, 
sondern der Flexibelste. Und unsere Struktur 
ist sehr flexibel. Der Buchführungsverband hat 
in mehr als 100 Jahren immer Lösungen für die 
Herausforderungen der jeweiligen Zeit gefun-
den. Das Konstrukt – wirtschaftlicher Verein 
als Basis abgerundet mit Tochtergesellschaften 
für ergänzende Steuerberatung und Dienst-
leistungen – hat sich absolut bewährt.“

Mit einem Jahresumsatz in dreistelliger Millio-
nenhöhe und mehr als 2.100 Beschäftigten in 
sieben Bundesländern gehört der Verband mit 
seinen Töchtern zu den größten Beratungsgesell-
schaften in Deutschland. Welche Rolle spielt die 
Verbundenheit mit der ländlichen Region?
Maik Jochens: „Die ist uns sehr wichtig. Wir 
fliegen keine Steuerberater von Hamburg zum 
Mandanten nach München, wie manch andere  
Gesellschaften das machen. Wir setzen auf 
das Landarzt-Prinzip: Unsere Mandanten ha-
ben die Möglichkeit, ihren Steuerberater auch 
auf der Straße, dem Wochenmarkt oder beim 
Feuerwehrfest zu treffen. Diese Art der Präsenz 
ist eine große Stärke von uns. Zu unserer DNA 
gehört auch, dass wir steuerliches Spezial wissen 
im Bereich der Land- und Forstwirtschaft  
haben. In der typischen Steuerausbildung sind 
die vielen gesetzlichen Spezialregelungen, die 
es für die Land- und Forstwirtschaft gibt, kein 
großes Thema. Deswegen ist es umso wichtiger, 
dass wir selbst ausbilden. Bei der Personalsuche 
stellen wir die SHBB nach vorn. Damit können  
Interessenten meist mehr anfangen, und  

tatsächlich erwirtschaften wir heute auch etwa 
zwei Drittel unseres Umsatzes in der SHBB.  
Dabei darf man aber nicht vergessen, dass fast 
alle Landwirte heute auch gewerbliche Einkünf-
te haben. Die Umsätze aus der Betreuung dieser  
Tätigkeiten würden wir in der SHBB nicht  
erzielen, wenn der Landwirt nicht Mitglied im 
Buchführungsverband wäre.“

Wie wirken sich Strukturwandel und demo-
grafische Entwicklung auf Ihre Arbeit aus?
Nehls: „Dass die Babyboomer-Generation in 
Rente geht, ist in vielen Branchen zu spüren. 
Nicht nur in der Landwirtschaft ist die Unter-
nehmensnachfolge manchmal schwierig. Aber 
in jedem Wandel liegt auch eine Chance. So gibt 
es Unternehmen, die weiter wachsen, wenn an-
dere aufhören. Hinzu kommt, dass sich Betrie-
be breiter aufstellen mit Direktvermarktung, 
Fremdenverkehr, Gastronomie, Lohndienstleis-
tungen und insbesondere Erneuerbaren Ener-
gien. Auch wenn die Anzahl der Betriebe mit 
landwirtschaftlicher Urproduktion zurückgeht, 
nimmt für uns der Umfang der Arbeiten nicht 
ab. Parallel ist auch unsere Branche von der de-
mografischen Entwicklung betroffen. Das führt 
dahin, dass es den Steuerberater mit einer klas-
sischen Einzelkanzlei in Zukunft immer weni-
ger geben wird, dafür aber mehr Zusammen-
schlüsse. Wir praktizieren dies schon seit mehr 
als 100 Jahren. Wir brauchen hochqualifizierte 
Mitarbeitende, und da hilft es, wenn man eine 
größere Organisation im Rücken hat.“

Warum ist denn für junge Menschen eine 
Ausbildung im Steuerfach interessant?
Jochens: „Das Berufsfeld rund um die Steuer-
beratung macht richtig Spaß, weil man jeden 
Tag viel Kontakt hat mit Menschen. Leider müs-
sen wir oft Vorurteile aus dem Weg räumen. 
Wenn wir auf Jobmessen mit Schülerinnen 
und Schülern sprechen, dann denken diese oft, 
sie müssten sehr gut in Mathe sein, um bei uns 
anfangen zu können. Natürlich braucht man 
für unsere Arbeit ein Zahlenverständnis. Aber 
man muss keine Kurvendiskussionen machen 
oder komplexe Aufgaben in Algebra lösen. Als 
Steuerberater oder Steuerfachangestellter ist das 
persönliche Verhältnis zum Mandanten einfach 
toll. Wir sprechen in der Regel direkt mit den 

WP StB Maik Jochens WP StB Dr. Hauke Schmidt StB Sebastian Nehls
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„Wir stehen sehr gut da. Dennoch gibt es   Potenziale zu heben.“
Land und Wirtschaft sprach mit den Geschäftsführern Maik Jochens, Dr. Hauke Schmidt und  Sebastian Nehls über aktuelle Herausforderungen 
und Chancen für den Landwirtschaftlichen Buchführungsverband und die SHBB „Chefs, und wenn es gut läuft, vertrauen sie uns 

und treffen Entscheidungen aufgrund unserer 
Beratung. Es entstehen oft lebenslange, beruf-
liche Partnerschaften. Das ist etwas Schönes. 
Und man darf auch nicht vergessen, dass unsere 
Arbeit relativ krisenfest ist.“
Dr. Schmidt: „Weil das Stichwort Erneuerbare 
Energien schon gefallen ist, möchte ich ergän-
zen, dass wir in der steuerlichen, aber auch der 
unternehmerischen Beratung bei Windenergie, 
Biogas oder Photovoltaik sehr gut aufgestellt 
sind. Auch das macht die Mitarbeit bei uns für 
viele junge Menschen interessant. Wer die Ener-
giewende aus dieser Warte intensiv mitbegleiten 
möchte, ist bei uns herzlich willkommen.“

Große Unternehmen verfügen natürlich über 
zentrale Dienste wie Rechnungswesen oder IT. 
Daneben gibt es bei Ihnen auch eine zentrale 
Steuerabteilung. Was hat es damit auf sich?
Nehls: „Die Steuerabteilung gehört zu unseren 
Alleinstellungsmerkmalen. Es ist ein Herzstück 
des Verbandes. Dort arbeiten erfahrene Steuer-
berater, die nicht im täglichen Mandantenkon-
takt stehen, sondern unsere Kanzleileiter bei 
Spezialfällen unterstützen. Über viele Jahrzehn-
te hat sich unsere Steuerabteilung einen Ruf weit 
über die Grenzen Norddeutschlands hinaus 
erarbeitet. Sie ist sehr gut vernetzt und genießt 
auf allen Ebenen – in der Verwaltung, bei der 
Finanzgerichtsbarkeit bis hin zum Bundes-
finanzhof und in den Finanzministerien der 
Länder und des Bundes – einen sehr guten Ruf. 
Außerdem organisiert die Steuerabteilung in 
großen Teilen die interne steuerliche Aus- und 
Fortbildung. Durch ihre Kontakte haben wir 
oft eine Wissensführerschaft, und das kommt 
unseren Mitgliedern und Mandanten zugute.“

Steuerberater haben zuletzt immer mehr Auf-
gaben übertragen bekommen, beispielsweise 
als prüfende Dritte bei Corona-Hilfen oder 
durch die Grundsteuerreform. Wie gehen Sie 
mit der Mehrbelastung um?
Dr. Schmidt: „Es ist in der Tat so, dass unsere 
Aufgaben immer vielfältiger werden. Denken 
Sie auch an die Verpflichtungen für Steuer-
berater durch das Geldwäschegesetz, durch 
die Datenschutzgrundverordnung oder die 
Arbeitsschutzgesetze. Im Verband haben wir 

die Möglichkeit, uns mit solchen Themen zen-
tral zu befassen und unseren Kanzleien hierfür 
Lösungen zur Verfügung zu stellen, so dass sich 
unsere Steuerberater vor Ort auf ihre Kernauf-
gaben konzentrieren können. Auch hier ergibt 
sich der Vorteil aus unserer Struktur.“

Welche Synergien können Sie noch nutzen?
Dr. Schmidt: „Um unsere Kanzleien zu unter-
stützen, planen wir zum Beispiel die Entwick-
lung einer sogenannten Standardkanzlei. Daran 
können wir zeigen, wie eine Kanzlei sinnvoll 
aufgebaut und organisiert werden kann. Unsere  
Kanzleileiter können sich daran orientieren, 
wenn sie möchten. Durch unsere Größe haben  
wir auch mehr Einfluss auf Anbieter von  
Spezialsoftware. Und beim Einsatz von Künst-
licher Intelligenz ist unsere Struktur auch ein 
klarer Vorteil, weil die KI nur dann gut funk-
tionieren wird, wenn man sehr viele fundierte 
Informationen einfließen lassen kann. Schon 
jetzt ist absehbar, dass ChatGPT eine Technik 
sein wird, die unsere Arbeit erheblich unter-
stützen kann. Wir haben die Möglichkeit, uns 
damit zentral auseinanderzusetzen. Wir nutzen 
die Vorteile unserer Größe und Unternehmens-
struktur heute bei weitem noch nicht aus. Der 
Verband und seine Töchter stehen sehr gut da. 
Dennoch gibt es noch Potenziale zu heben.“

Gibt es auf Ebene der Kanzleileiter die Bereit-
schaft zur Kooperation untereinander?
Nehls: „Ja, durchaus. Es gibt bei uns heute 
Arbeitskreise, auf denen sich Kanzleileiter 
austauschen in Bezug auf die Kanzleiorga-
nisation, die Mitarbeiterführung oder auch 
fachliche Fragen. Das war vor einigen Jahren 
noch anders. Ich nenne das horizontalen  
Informations- und Gedankenaustausch. Das 
werden wir weiter fördern.“
Dr. Schmidt: „Wir sind auch offen dafür, 
wenn sich Kanzleien stärker spezialisieren. 
Warum müssen alle das gesamte Spektrum 
an Spezialleistungen anbieten, wenn wir im 
Unternehmen sehr eng zusammenarbeiten 
könnten. Mir ist wichtig zu betonen, dass 
mir die Meinung der Kolleginnen und Kol-
legen weiterhin sehr wichtig ist. Wir wollen 
die Ideen, die vor Ort entstehen, nicht durch 
Vereinheitlichung unterbinden.“

KI und ChatGPT haben Sie angesprochen. 
Was ändert sich durch die Digitalisierung?
Nehls: „Ich spreche lieber von Automatisierung, 
weil es vor allem darum geht, Strukturbrü-
che abzuschaffen und einen durchgängigen 
Datenfluss zu ermöglichen. Wir kommen 
gar nicht umhin, uns damit zu beschäftigen. 
Es ist kein Geheimnis, dass es in der EU und 
im Bund Pläne gibt, den kompletten Rech-
nungslauf aller Unternehmen auf ein digi-
tales Format umzustellen. Am Ende wird 
das, was man heute als klassisches Faktura-
Programm kennt, anders arbeiten und über 
Schnittstellen direkt mit anderen Systemen 
zum Beispiel in den Steuerkanzleien kommu-
nizieren. Papier wird nicht mehr produziert. 
Wir müssen uns also überlegen, ob unsere 
bisherigen Arbeitsabläufe noch die richtigen 
sind und wie wir sie den neuen Technologien 
anpassen können. Es muss Bereitschaft zu 
Veränderungen geben – auf unsere Seite aber 
auch auf Seiten der Mitglieder und Mandan-
ten. Unsere Mitarbeitenden dürfen wir dabei 
nicht vergessen. Gleichzeitig ist es wichtig, 
das Vertrauen der Mitglieder und Mandanten 
zu behalten.“

Werden durch die Automatisierung Dienste 
überflüssig, die Sie heute noch anbieten?
Jochens: „Vielleicht lässt sich mit Buchhaltung 
selbst irgendwann weniger Geld verdienen. 
Wichtig ist nur, dass wir die Belege behalten – 
egal, ob in Papierform oder elektronisch. Um 
eine saubere Finanzbuchhaltung zu führen, 
brauchen Sie die Belege. Und die Finanzbuch-
haltung ist die Grundlage unseres Geschäftes. 
Auf Basis der Finanzbuchhaltung wird der 
Jahresabschluss erstellt, findet die steuerliche 
und die betriebswirtschaftliche Beratung statt, 
wird die Steuererklärung erstellt und findet das 
Bankengespräch statt. Deshalb müssen wir den 
Beleg behalten. Solange Papierbelege gängig wa-
ren, ist niemand auf die Idee gekommen, diese 
woanders hinzugeben als zum Steuerberater. 
Wir werden zum Glück als verlässlicher Partner 
wahrgenommen. Wir müssen weiter durch Ver-
lässlichkeit und Qualität überzeugen. Das sind 
unsere Tugenden, und das schließt nicht aus, 
dass wir die neuesten Instrumente zur Auto-
matisierung einsetzen und entwickeln.“  
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Optimal vorbereitet für den Berufsstart
Für 69 junge Menschen beginnt die Ausbildung bei der SHBB und 
dem Landwirtschaftlichen Buchführungsverband mit dem Starter Camp in Rendsburg.

Ein Wasserbett für Kühe? Da müssen  
Marie (19), Helena (18) und Fynn Luka (19) 
doch gleich mal mit dem Fuß testen, ob das, 
was da vor ihnen liegt, auch wirklich wabbelt 
und auf Druck nachgibt. Tatsächlich! Dass 
eine Kuh zwischen zwölf und 14 Stunden 
am Tag liegt und für ihre Gesundheit einen 
komfortablen und trockenen Liegeplatz be-
nötigt, darüber haben sich die drei bisher nie 
Gedanken gemacht. Wieder etwas gelernt – 
wenngleich sie wie alle anderen, die heute mit 
ihnen die Lehr- und Versuchsanstalt Futter-
kamp der Landwirtschaftskammer besuchen, 
gar nicht auf einem landwirtschaftlichen  
Betrieb tätig sein werden. Marie, Helena und 
Fynn Luka sind drei von 69  jungen Men-
schen, die in diesem Jahr ihre Ausbildung 
zur oder zum Steuerfachangestellten in einer 
Kanzlei der SHBB oder dem Landwirtschaft-
lichen Buchführungsverband beginnen.

Der Ausflug nach Futterkamp ist Programm-
teil des Starter Camps, zu dem ihr Arbeitgeber 
sie zu Beginn des Lehrjahres eingeladen hat. 
Eine Woche lang wohnen sie auf dem DEULA-
Gelände in Rendsburg und werden in Semina-
ren bestmöglich auf ihren bevorstehenden Start 
ins Berufsleben vorbereitet. Oft kommen die 
Auszubildenden direkt von der Schulbank. Für 
sie ist am Anfang alles fremd: Die Wirkungs-
stätte ist neu, die Arbeitszeiten sind ungewohnt, 
Vorgesetzte und Kollegen sind noch fremd, ge-
nau wie die Abläufe und Regeln im Betrieb. Und 
dann sind da auch noch viele neue Aufgaben. 
„Im Starter Camp bekommen sie von uns ein 
bisschen Know-how mit“, sagt Organisatorin 
May-Britt Boll. „Wie benehme ich mich in der 
Kanzlei? Was kommt inhaltlich auf mich zu? 
Wie kommuniziere ich mit anderen?“

Soft Skills nennt man solche persönlichen 
und sozialen Kompetenzen, die im Berufsall-
tag neben allem Fachwissen eine wichtige Rolle 
spielen. Im Steuerfach ganz besonders, denn: 
„Steuerberater und Steuerfachangestellte sind 
neben dem Hausarzt die engsten Vertrauten 
des Mandanten“, sagt Boll. Um Unternehmer 
steuerlich und betriebswirtschaftlich beraten zu 
können, bräuchten sie umfangreiche Informati-
onen auch aus dem familiären Umfeld. Deswe-
gen sei Diskretion im Beruf das Allerwichtigste. 
„Viele denken, sie müssten Mathe-Genies sein, 
um bei uns anfangen zu können. Nein! Dafür 
haben wir die EDV. Sie müssen vor allem gerne 
mit Menschen zu tun haben“, erklärt Boll.

In den Kanzleialltag hineinschnuppern 
konnte Marie schon zwei Wochen lang als 
Praktikantin. „Das Praktikum war Pflicht, um 
am Berufsbildungszentrum Bad Segeberg, wo 
ich eine schulische Ausbildung gemacht habe, 
die Fachhochschulreife zu erwerben“, erzählt 
sie. In der Steuerkanzlei habe sie sich sofort 
wohl gefühlt. „Rechnungswesen ist voll mein 
Ding, und ich freue mich sehr, dass ich jetzt 
dort anfangen darf und die Kolleginnen und 
Kollegen bald wiedersehe.“ Fynn Luka ist über 
die Berufsberatung in der Schule auf die Aus-
bildung aufmerksam geworden. Auch ihn hat 
ein Praktikum vor Ort überzeugt: „Ich fand’s 
toll, dass ich während des Praktikums schon 
mithelfen und Belege bearbeiten durfte.“ Helena  
erzählt, dass sie in der Schule besonders an 
den Fächern Wirtschaft und Recht interessiert 
war. Da auch ihre Großmutter und ihre Mutter 
Steuerfachangestellte sind, lag es für sie nahe, 
im Steuerfach eine Ausbildung zu beginnen. 
Dafür hat sie ihre thüringische Heimat ver-
lassen und ist nach Ahrensburg gezogen.  

„Ich finde Hamburg schön und wollte daher 
gern in Hamburg oder im Hamburger Um-
land leben.“ Wunsch erfüllt: Von Ahrensburg 
aus kann sie die Hamburger City bequem mit  
U- oder S-Bahn erreichen.

Als sehr hilfreich empfinden alle drei die 
Seminare des Starter Camps. Zeitmanage-
ment stand bereits auf dem Programm, 
der Umgang mit Social Media, und auch 
Kommu nikationstraining. „Das war total in-
teressant, weil wir dort etwas über unsere Kör-
perhaltung und unsere Stimme lernen konn-
ten“, erzählt Fynn Luka. Darüber hinaus bietet 
das Starter Camp den neuen Auszubildenden 
die Gelegenheit, die anderen Neuen kennen-
zulernen und sich mit ihnen auszutauschen. 
Dazu dienen auch die vielen begleitenden 
Unternehmungen wie gemeinsame Abende 
mit Billardspielen, Dart oder Bowlen, oder 
auch der Ausflug nach Futterkamp.

Im Kuhstall der Versuchsanstalt putzt der-
weil der Roboter die Laufwege. Von den Kühen 
wird er kaum beachtet, die fressen oder liegen 
in der Box. Beim Gang durch die Stallungen 
bleibt Zeit, die Auszubildenden nach ihren 
Plänen zu fragen. Marie hat schon konkrete 
Vorstellungen: „Ich peile als nächsten Step den 
Fachwirt an“, sagt sie. Auch Helena und Fynn 
Luka sehen die Ausbildung zur beziehungs-
weise zum Steuerfachangestellten als Basis, auf 
der sie aufbauen können – vielleicht sogar für 
eine Karriere bis zum Steuerberaterexamen. 
„Das würde mich schon reizen“, sagt Fynn Lu-
ka. Mit viel Disziplin und Durchhaltewillen 
wäre der Steuerberatertitel sogar ohne Studi-
um möglich. Verlassen können sich die neuen 
Auszubildenden schon heute auf eines: Bei der 
SHBB und dem Landwirtschaftlichen Buch-
führungsverband stehen ihnen später, wenn sie 
sich weiterbilden möchten, alle Türen offen. 

Steuern. Beraten. 
Zukunft gestalten !

Alle Informationen unter 
deine-zukunft-steuern.de

Schülern (m/w/d)   
bieten wir mit der ab-
wechslungsreichen  
Ausbildung zum Fachan-
gestellten den Einstieg  
ins Berufsleben an.

Steuerfachangestellte 
und -wirte, Bilanz- und 
Lohnbuchhalter  (m/w/d)  
wechseln zu uns in das 
starke Netzwerk eines 
überregionalen Verbundes: 
100 Standorte mit über 
2.100 Mitarbeitenden.

Studierende (m/w/d) 
können bei uns ein- und 
aufsteigen und finden 
allerbeste Unterstützung 
auf dem Weg zum Steuer-
beraterexamen.

Steuerberater (m/w/d) 
werden Führungskräfte 
und genießen als Leiter 
unserer Kanzleien frei-
berufliche Freiheiten. 

Unsere Mandanten sichern die Energieversorgung 
von morgen. Sie produzieren Lebensmittel, be-
herbergen Touristen, sind Landwirte, Handwerker 
oder Dienstleister mit Leib und Seele. Doch egal, 
aus welcher Branche sie auch kommen: In unter-
nehmerischen und steuerlichen Fragen sind wir für 
sie da. Mit unserem Fachwissen begleiten wir ihre  
Zukunftsentscheidungen.  
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Wer den Frieden will, 
der muss die Verständigung 
mit seinen Gegnern wollen.

Martin Niemöller, 
evangelischer Theologe 
(1892-1984)

„

Es wird noch etwas Zeit ins Land ziehen, aber 
wir möchten Sie schon jetzt auf einen wichti-
gen Termin hinweisen: Der Landwirtschaft-
liche Buchführungsverband lädt am 5. März 
zu seiner Jahrestagung 2024 in die Holsten-
hallen nach Neumünster ein. 

Im Anschluss an die ordentliche Mitglie-
derversammlung beginnt eine Fachtagung 
für alle Mitglieder, Mandanten und inter-
essierte Gäste. Alle Besucher können sich  

einmal mehr auf interessante Vorträge freuen. 
Einzelheiten zu Vortragsthemen und Refe-
renten können Sie im Januar 2024 unserer 
Webseite entnehmen. Sollten Sie bei unserer  
Jahrestagung verhindert sein, können Sie  
einige Tage nach der Veranstaltung eine  
Aufzeichnung auf der Webseite abrufen.

Neben der Jahrestagung werden wir auch 
2024 unsere regionalen Fachveranstaltungen 
in guter Tradition fortsetzen. Alle Termine,  

Veranstaltungsorte und Themen erfahren Sie 
im Dezember 2023 auf unserer Webseite. Auch 
wenn sich die Vorträge teilweise speziell an 
landwirtschaftliche Unternehmen richten, in-
formieren sie auch branchenunabhängig Ge-
werbetreibende, Freiberufler, Arbeitnehmer, 
Vermieter, Altenteiler und Rentner. Wer sich 
für eine spezielle Veranstaltung interessiert, 
sollte sich rechtzeitig im Internet anmelden. 
Alle Interessierten sind herzlich eingeladen. 

Jahrestagung 2024 und regionale Vortragsveranstaltungen

shbb.de | lbv-net.de

Der Landwirtschaftliche Buchführungsver-
band hat die ersten Jahresabschlüsse 2022/23 
der von ihm betreuten landwirtschaftlichen 
Betriebe analysiert. Um schneller und flexi-
bler über die ökonomische Lage landwirt-
schaftlicher Betriebe in Norddeutschland 
Auskunft geben zu können, erscheint die  
vorläufige Kurzauswertung des Landwirt-
schaftlichen Buchführungsverbandes ab  
diesem Jahr ausschließlich in einem neuen, 
digitalen Format. Sie wird ab Mitte Novem ber 
auf unserer Webseite www.lbv-net.de zur  
Verfügung stehen. 

Vorläufige Kurzauswertung 2022/23 
digital verfügbar

10

Spezialisierte Ackerbaubetriebe - Beratungsgebiet insgesamt
151 - Spezialisierte Getreide-, Ölsaaten- und Eiweißpflanzenbetriebe

Nr. Kennzahl Einheit 25 %
gute

Gesamt-
mittel

25 %
abfallende

Gesamt-
mittel

Vorjahr

1000 Anzahl ausgewerteter Betriebe 38 151 38 151

Faktorausstattung 1010 Landw. Nutzflächen: Eigentum ha 88,89 90,89 76,96 89,89

1020  Zugepachtet ha 94,72 113,15 80,27 112,64

1030  Verpachtet ha 5,78 7,82 12,65 8,38

1040  Selbst bewirtschaftet ha 177,83 196,22 144,58 194,15

1050 Vergleichswert selbst bewirtschaftete Fläche €/ha 784 732 637 733

Pflanzenproduktion 2010 Flächennutzung:  Getreide ha 112,08 115,27 77,49 116,58

2020  Ölfrüchte ha 42,96 37,95 18,32 36,74

2030  NawaRo ha 5,97 15,88 29,70 17,87

2040  Andere Marktfrüchte ha 2,85 5,58 1,93 4,86

2050  Nicht genutzte Flächen ha 3,86 5,42 4,88 6,31

2060  Dauergrünland ha 6,28 10,21 12,17 10,02

2070  Silomais, so. Ackerfutter ha 2,46 3,65 1,34 3,91

2210 Erträge Ø: Getreide dt/ha 92,51 80,42 67,49 77,04

2220  Ölfrüchte dt/ha 43,42 40,75 34,71 35,65

2310 Preise Ø: Getreide €/dt 27,22 25,95 22,59 20,74

2320  Ölfrüchte €/dt 63,85 62,23 59,46 50,36

2400 Spezialaufwand: Saatgut €/ha 109 108 117 92

2410  Pflanzenschutz €/ha 204 185 147 168

2420  Dünger €/ha 419 398 333 294

Tierproduktion 3000 Rindvieh: Rindviehbestand St 6 3 6

3010  Großvieheinheiten GV 4 2 4

3030  Hauptfutterfläche ha 0,53 5,93 7,99 6,40

3100 Milchproduktion: Bestand Milchkühe St

3110  Milchleistung kg/Kuh

4000 Sauenhaltung: Bestand Sauen St

4010  aufgezogene Ferkel St

4100 Schweinemast: Mastschweineverkauf St 16

4110  Schweinepreis €/St 129

Kennzahlen 9000 Kapitaldienst im Wirtschaftsjahr € 48.895 52.540 32.427 55.327

9010 Nettoinvestitionen (einschl. Vieh und Vorräte) € 76.287 62.844 45.094 79.198

9020 Bewegliches Vermögen € 401.220 436.457 295.245 367.588

9030 Nettofremdkapital (Guthaben . /.Verbindlichk.) € -143.567 -216.477 -186.855 -222.699

9040 Fremdkapitaldeckung % 279 202 158 165

9050 Umlaufvermögen € 357.281 366.936 249.877 308.410

9060 Kurzfr. Verbindlichkeiten zzgl. Rückstellungen € 54.722 77.762 72.398 73.835

9070 Deckung kurzfristige Verbindlichkeiten % 653 472 345 418

9080 Liquidität € 68.629 31.776 -2.669 34.968

9090 Nettofremdkapital je ha LF €/ha -807 -1.103 -1.292 -1.147

9100 Nettofremdkapital je ha Eigentumsfläche €/ha -1.615 -2.382 -2.428 -2.477

9110 Reinertrag €/ha 1.324 821 179 559

Spezialisierte Futterbau-(Weidevieh)betriebe - Beratungsge-
biet insgesamt
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Vorläufige
Wirtschaftsergebnisse 
  2022/23

Der Landwirtschaftliche Buchführungsverband hat die 
ersten Jahresabschlüsse 2022/23 der von ihm betreuten 
landwirtschaftlichen Betriebe analysiert und in einer 
vorläufigen Kurzauswertung zusammengefasst. Ziel ist, 
möglichst frühzeitig über sich abzeichnende Entwick-
lungen und Ergebnisse des gerade abgeschlossenen 
Wirtschaftsjahres zu informieren. Um schneller und 
flexibler über die ökonomische Lage landwirtschaft-
licher Betriebe in Norddeutschland Auskunft geben zu 
können, erscheint die vorläufige Kurzauswertung ab 
diesem Jahr ausschließlich in einem neuen, digitalen 
Format. Aufgrund der noch geringen Anzahl an vor-
liegenden Jahresabschlüssen (363 zum Auswertungs-

stichtag) sind die vorliegenden Ergebnisse noch mit 
Vorsicht zu interpretieren.

Die ersten Auswertungen für das Wirtschafts-
jahr 2022/23 zeigen, dass in allen betrachteten be-
triebswirtschaftlichen Ausrichtungen der Anstieg 
der Erzeugerpreise bei den untersuchten Betrieben 
zu deutlich höheren Erträgen im Vergleich zum Vor-
jahreszeitraum geführt hat. Zwar stiegen auch die 
Aufwendungen an, allerdings nicht in vergleich barem 
Ausmaß. In Folge konnten die Betriebe meist deut-
lich höhere Gewinne realisieren und Eigenkapital  
aufbauen.

Stand 10.2023

Überblick


